
Gemeinsame Vorlage energiepolitischer Wahlprüfsteine zur  Bundestagswahl 2017 
(zur besseren Lesbarkeit ist jede zweite Spalte gelb unterlegt) 

1) Herausforderung Klimawandel  

Ungebremst führt der Klimawandel zum Schrumpfen des für Menschen geeigneten Lebensraumes. Dies wird mit Kriegen um Wasser, Land und sonstige Ressourcen verbunden sein. Die heutigen Flüchtlingsströme sind nur ein Vorbote der Migrationsbewegungen und des Chaos, das dann zu 

erwarten ist. Diese düstere Aussicht eröffnet gleichzeitig die Chance, dass wir unsere Wirtschafts- und Lebensweise umfassend unter die Lupe nehmen. Denn wir zerstören nicht nur das Klima, sondern ebenso die Umwelt, die anderen Lebewesen und sonstigen Gegebenheiten des Planeten. Die 

konsequente Verminderung von Treibhausgasen und der Umstieg auf die Erneuerbaren Energien kann der erste Schritt einer umfassenden Transformation sein.   

 AfD CDU-CSU FDP Freie Wähler Grüne Linke ÖDP Piraten SPD 

a) Betrachten Sie die Ab-

bremsung des sich be-

schleunigenden Klima-

wandels als die größte 

Herausforderung der 

Menschheit?  

wir bedanken 

uns für die Zu-

sendung Ihrer 

energiepoliti-

schen Wahlprüf-

steine vom 

17.05.2017. Mit 

dem Hinweis auf 

unser veröffent-

lichtes Wahlpro-

gramm möchten 

wir Ihnen nur 

eine kurze Ant-

wort geben. 

Wie Ihnen sicher 

bekannt ist, ge-

hen wir in den 

Grundsatzfra-

gen zu Klima 

Mit Einschränkungen. Die Begrenzung 

der Erderwärmung ist eine entscheidende 

Herausforderung für die Menschheit. Der 

Fortgang der Erderwärmung kann welt-

weit dramatische Folgen haben und erfor-

dert deshalb gemeinsames Handeln. 

Ganze Länder und ihre Bevölkerungen 

sind davon betroffen. Aber auch in unse-

ren gemäßigten Breiten würde der Fort-

gang des Klimawandels zu irreversiblen 

Schäden führen, die vor allem unsere Kin-

der und Enkel treffen würden. Durch un-

ser heutiges Handeln entscheiden wir 

über die ökologischen aber auch ökono-

mischen Lebensgrundlagen für viele 

künftige Generationen auf unserem Pla-

neten mit. Allerdings gibt es auch andere 

große Herausforderungen, wie etwa das 

Bevölkerungswachstum oder die Siche-

rung der Ernährung. Auch hiervon hängt 

das Schicksal des Menschen in der Zu-

kunft ab, so dass man diese Herausforde-

rungen nicht als weniger wichtig als den 

Klimawandel einordnen kann, zumal viele 

Probleme eng miteinander verknüpft sind. 

Ja, mit Einschrän-

kungen Der Klima-

wandel stellt eine 

Gefahr für unseren 

Lebensraum und 

damit für ein friedli-

ches Zusammenle-

ben dar. Wir Freie 

Demokraten beken-

nen uns daher un-

eingeschränkt zur 

Nachhaltigkeitsa-

genda 2030 der 

Vereinten Nationen 

und zum Pariser Kli-

maabkommen. Da 

die Probleme der 

Klimapolitik aber 

nur international ge-

löst werden können, 

lehnen wir nationale 

Alleingänge diesbe-

züglich ab. 

Der Klimawandel gehört 

ganz zweifellos zu den 

größten Herausforderun-

gen der Menschheit. 

Nicht weniger problema-

tisch dürfte der rasante 

Anstieg der Weltbevölke-

rung und die Sicherstel-

lung der Versorgung mit 

Wasser, Nahrung und 

Energie für in 20 Jahren 

dann vermutlich mehr als 

acht Milliarden Menschen 

sein. Gleiches gilt für die 

Problematik bewaffneter 

Kriege und Konflikte, 

denn ohne Frieden ist al-

les nichts. 

Ja. Mit den ökologischen 

Krisen und vor allem der 

Klimakrise stellt sich der 

Menschheit die Existenz-

frage, nicht weniger. 

Ja, neben der dauerhaf-

ten Friedenssicherung 

Ja. Im Gegensatz zu an-

deren Voraussetzungen 

ist eine spätere Korrektur 

falschen Handelns beim 

Klimawandel nicht so ein-

fach möglich. Es kommt 

hier darauf an, innerhalb 

des kritischen Zeitfens-

ters der nächsten 5-15 

Jahren entschlossen zu 

handeln. 

Ja Der Klimawandel ist eine große 

Herausforderung für die Mensch-

heit, denn er erfordert eine um-

fassende Transformation von 

Wirtschaft und Gesellschaft mit 

dem Ziel der Treibhausgasneut-

ralität bis zur zweiten Hälfte die-

ses Jahrhunderts. Daneben be-

stehen aber auch andere große 

Herausforderungen, wie die glo-

bale Bekämpfung von Armut, 

Hunger, Krankheiten usw. 

b) Sehen Sie die Notwen-

digkeit, Maßnahmen zum 

Entzug von CO2 aus der 

Atmosphäre voranzutrei-

ben (z.B. Aufforstung, 

langfristige stoffliche Nut-

zung von Biomasse, Ein-

arbeitung von Holzkohle 

in Ackerböden (Terra 

preta))? Ja / nein / mit 

Einschränkungen  

und Energie von gegen-

sätzlichen Prämissen 

aus, was zu völlig unter-

schiedlichen Standpunk-

ten und Zielen führt. Ihr 

Geschäftsmodell beruht 

auf Dauersubventionen in 

Milliardenhöhe. Wir ver-

treten die Interessen brei-

ter Wählerschichten und 

der Wirtschaft, die das be-

zahlen müssen. Wir wen-

den uns gegen die staatli-

che Planwirtshaft zur 

Durchsetzung der Ener-

giewendepolitik. Wir tre-

ten entschieden für die 

Rückkehr zur Sozialen 

Marktwirtschaft in der 

Energiepolitik ein. 

 

Ja.   
Um den Klimawandel ab-
zubremsen, brauchen wir 
weltweit ein Maßnahmen-
bündel. Hierzu zählen ne-
ben der vordringlichen 
Aufgabe, die Emissionen 
von Treibausgasen zu re-
duzieren, auch Maßnah-
men zum Entzug der 
Treibhausgase aus der 
Atmosphäre. Allerdings 
müssen hier auch Neben-
wirkungen beachtet wer-
den. Diese Maßnahmen 
dürfen zudem nicht als 
Alibi missbraucht werden, 
die Emissionsreduktion 
zu vernachlässigen.  

Ja, mit Einschränkungen Wir 

Freie Demokraten wollen mit 

dem Emissionshandel als zent-

ralem Steuerungsinstrument im 

Klimaschutz die Innovations-

kraft der Märkte nutzen, zu-

nächst in der EU, so schnell wie 

möglich weltweit. Eine Unzahl 

von Klimaschutzzielen und -in-

strumenten für unterschiedliche 

Lebensbereiche und Branchen 

verteuern den Klimaschutz un-

nötig und blockieren die Mittel 

für alternative Optionen der 

Treibhausgasreduzierung. Bes-

sere Impulsgeber für klima-

freundliche Innovationen sind 

ein weltweiter Preis für CO2-

Emissionen, langfristig verläss-

liche Emissionsziele und unter-

nehmerische Flexibilität beim 

Handel mit den Emissionszerti-

fikaten. 

Ja Ja. So setzen wir uns auf 

europäischer Ebene dafür 

ein, dass der so genannte 

LULUCF-Sektor (Treib-

hausgase aus Landnut-

zung, Landnutzungsän-

derungen und der Forst-

wirtschaft) langfristig eine 

stabile negative Emissi-

onsbilanz aufweisen und 

damit eine Senkenfunk-

tion wahrnimmt. 

Ja, wir lehnen CCS je-

doch ab. 

Ja, allerdings nicht alternativ, sondern 

parallel zu einer radikalen Verringe-

rung der CO2-Emissionen in die At-

mosphäre. Hierzu ist insbesondere 

eine Agrarwende hin zu einer ökologi-

schen Landwirtschaft erforderlich, so 

dass Kohlenstoff aus der Atmosphäre 

in größerem Umfang in Humus ge-

bunden wird, als dies bei der industri-

alisierten Landwirtschaft gegenwärtig 

der Fall ist. Auf keinen Fall sollte CO2 

in natürlichen oder künstlichen Kaver-

nen gespeichert werden. 

Ja Bereits jetzt fördert die Bundesre-

gierung mit dem Waldklimafonds 

gezielt Maßnahmen zum Erhalt 

und Ausbau des CO2-Minde-

rungspotenzials von Wald und 

Holz sowie zur Anpassung der 

deutschen Wälder an den Klima-

wandel. Aufgrund begrenzter 

Waldfläche und Rohstoffverfüg-

barkeit sollte Holz zur Verlänge-

rung der Kohlenstoffkreisläufe 

dort wo möglich und sinnvoll zu-

nächst stofflich und erst in der 

Folge energetisch verwertet wer-

den. Hemmnisse, die den Einsatz 

von langlebigen Holzprodukten 

aufgrund baurechtlicher Vor-

schriften oder materialtechni-

scher Eigenschaften erschweren, 

sollen abgebaut werden. Darüber 

hinaus sollen neue, innovative 

Verwendungen von Holzproduk-

ten und -werkstoffen erforscht 

und entwickelt werden. 

c) Die Erderwärmung und 

der damit verbundene 

Klimawandel werden An-

passungen der Wirt-

schafts-, Finanz-, Sozial- 

und Verteidigungspolitik 

erfordern. Wo sehen Sie 

den dringlichsten Hand-

lungsbedarf?   

Dazu gehört, dass sich 

alle Energieformen, auch 

die Erneuerbaren, unter 

marktwirtschaftlichen Be-

dingungen bewähren 

müssen, um schließlich 

wieder eine sichere, kos-

teneffiziente und umwelt-

verträgliche Stromversor-

gung sicherzustellen. 

Bei Rückfragen stehen 

wir Ihnen selbstverständ-

lich zur Verfügung. 

Die geschilderten Anpas-
sungen sind notwendig, 
da der Klimawandel be-
reits im Gange ist. Eine 
Priorisierung ist hier nicht 
eindeutig möglich, da sich 
die notwendigen Hand-
lungsmuster sowohl regi-
onal als auch zeitlich un-
terscheiden. So gilt es 
etwa, die richtigen wirt-
schaftlichen Anreize zur 
Emissionsreduzierung zu 
setzen, Städteplanungen 
anzupassen, Anpassun-

Wir Freie Demokraten tre-

ten für verbindliche inter-

nationale Klimaziele ein. 

Dazu setzen wir auf Emis-

sionshandel als globales 

Klimaschutzinstrument 

sowie Ressourceneffizi-

enz und die Entwicklung 

neuer und klimafreundli-

cher Technologien. 

Es ist ein gutes 

Prinzip – nicht nur 

in Bezug auf die 

Erderwärmung – 

Probleme zu ver-

meiden, anstatt 

sie später zu re-

parieren. Da ist 

auch in diesem 

Fall der richtige 

Ansatz. Das Ziel 

muss also sein, 

die Erderwär-

mung zu begren-

zen und weltweit 

Wir wollen die Wirtschaft ökologisch 

modernisieren und dafür den Weg zur 

emissionsarmen Wirtschaft für die un-

terschiedlichen Emissionssektoren be-

schreiben. Mit definierten Zwischenzie-

len in einem nationalen Klimaschutz-

gesetz machen wir den Weg planbar 

und rechtlich verbindlich. Ein grüner 

Klimaschutzplan unterlegt die Ziele bis 

2050 konkret mit den notwendigen 

Maßnahmen. Das beinhaltet auch, 

dass wir alle zukünftigen Gesetzesiniti-

ativen hinsichtlich ihrer Auswirkungen 

auf das Klima überprüfen wollen.  

Handlungsbedarf se-

hen wir als erstes in 

der Begrenzung der 

bereits eingetrete-

nen Erderwärmung 

auf 1,5 bis max. 2 

Grad entsprechend 

des Pariser-Abkom-

mens. Anpassungs-

maßnahmen an die 

heute schon nicht 

mehr vermeidbaren 

Folgen der globalen 

Erwärmung müssen 

zunächst in jenen 

Vordringlich ist eine zügige „echte“ 

Energiewende hin zur Vollversorgung 

aus Erneuerbaren Energien. Diese 

kann im Stromsektor besonders effi-

zient umgesetzt werden, da hier die 

Umwandlungsverluste am höchsten 

sind. Außerdem haben PV und Wind-

kraftanlagen, die Strom erzeugen, 

das höchste Potenzial. Damit der 

Stromsektor zügig auf Erneuerbare 

Energien umgestellt werden kann, ist 

ein völlig neues Marktdesign erforder-

lich, welches berücksichtigt, dass bei 

erneuerbarem Strom fast nur Investi-

tions- und fixe Betriebskosten, aber 

Die Ressour-

cennutzung 

muss nach-

haltig werden 

und das nicht 

nur im Sinne 

von Recyc-

ling, sondern 

auch was die 

Gewinnung 

von Rohstof-

fen und die 

Auswirkun-

gen auf die 

SPD will den Dialog mit 

den Unternehmen, den 

Gewerkschaften und den 

Beschäftigten in den be-

troffenen Sektoren füh-

ren. Denn wir wissen, 

dass sich soziale, ökono-

mische und ökologische 

Fragen nicht einzeln, son-

dern nur unter Berück-

sichtigung der wechsel-

seitigen Abhängigkeiten 

erfolgreich beantworten 

lassen. Die Ergebnisse 

dieses Dialoges werden 



gen im Gesundheitssys-
tem und in der Landwirt-
schaft vorzunehmen, mit 
Migrationsbewegungen 
umzugehen bzw. diesen 
durch vorausschauende 
Entwicklungszusammen-
arbeit entgegenzuwirken 
und notwendigen Struk-
turwandel zu begleiten.  

schnellstmöglich 

auf eine Energie-

versorgung mit 

Erneuerbaren 

Energien umzu-

stellen. 

Für uns ist dabei mitentscheidend, 

dass bei der ökologischen Modernisie-

rung gute Arbeitsbedingungen, Mitbe-

stimmung und tariflicher Schutz gelten. 

Gleichzeitig setzen wir uns für zu-

kunftsfeste soziale Sicherungssys-

teme, eine armutsfeste Grundsiche-

rung und eine gerechte Verteilung von 

Teilhabechancen, Einkommen und 

Vermögen ein. Denn die ökologische 

Modernisierung funktioniert nur in einer 

Gesellschaft, in der es für alle gerecht 

zugeht.  

Das Stichwort für die Finanzwirtschaft 

lautet „Divestment“. Dabei geht es da-

rum Geschäftsmodellen, die auf fossile 

Rohstoffe setzen, das Kapital  

abzuziehen. Wir wollen die Klimarisi-

ken im Finanzsektor durch eine ver-

pflichtende Klimaberichterstattung gro-

ßer Unternehmen offenlegen und Län-

dern und Kommunen sowie Pensions-

fonds helfen, klimafreundlich zu inves-

tieren. Darüber hinaus wollen grüne In-

vestitionsmöglichkeiten durch eine 

Zertifizierung stärken. 

Ländern finanziert 

werden, die am 

stärksten vom Klima-

wandel betroffen 

sind, aber am we-

nigsten zu ihm beige-

tragen haben. An-

sonsten ist eine Ab-

kehr von der kapita-

listischen Wachs-

tumslogik notwendig. 

fast nie variable Betriebskosten anfal-

len. Die Sicherheit, Investitionen auch 

refinanzieren zu können, muss durch 

ein neues Marktdesign, und bis die-

ses in Kraft ist, mit anderen Mitteln 

hergestellt werden. Dazu sind (1) der 

Vorrang von erneuerbarem Strom bei 

der Einspeisung ins Netz und (2) kos-

tengerechte Vergütungen und/ oder 

(3) die Förderung der lokalen und re-

gionalen Direktvermarktung zumin-

dest für Anlagen im Bereich bis 100 

kW erforderlich. Die vorrangige Be-

achtung des Stromsektors bedeutet 

nicht, dass die Energiewende im 

Wärme- und Mobilitätssektor unwich-

tig wäre. Diese beiden sind auch die, 

in denen, viel mehr als im Stromsek-

tor, Preiserhöhungen stattgefunden 

haben und weiter zu erwarten sind, 

welche eine soziale Abfederung erfor-

dern. Denkbar wäre hier eine Unter-

stützung etwa in Form eines kostenlo-

sen Zugangs zum ÖPNV oder einer 

besonderen Förderung der Wärme-

dämmung für sozial benachteiligte 

Teile der Bevölkerung. 

Herkunftslän-

der von Res-

sourcen be-

trifft. 

wir im Rahmen eines nati-

onalen Klimaschutzgeset-

zes umsetzen. 

d) Wie stehen Sie zu der 

Forderung, Klimaschutz 

und Schutz vor radioakti-

ver Verstrahlung als eine 

von jedem Bürger ein-

klagbare Verpflichtung 

des Gesetzgebers im 

Grundgesetz festzu-

schreiben?   

… Das Grundgesetz schützt in Artikel 1 
die Würde des Menschen und macht 
deren Schutz zur Handlungsmaxime 
für die Ausübung staatlicher Gewalt. 
Ein wesentliches Grundrecht ist da-
bei laut Artikel 2 das Grundrecht auf 
körperliche Unversehrtheit und Le-
ben, welches den Gesetzgeber in 
die Pflicht nimmt. Insofern ist der 
Gesetzgeber bereits heute dazu ge-
halten, Menschen vor den negativen 
– in diesem Falle gesundheitlichen 
Folgen – von Strahlung und Klima-
wandel zu schützen. CDU und CSU 
sehen daher derzeit keine Notwen-
digkeit grundgesetzliche Änderun-
gen vorzunehmen, da wir auch be-
strebt sind, unser Grundgesetz nicht 
zu überfrachten.  

Wir Freie Demokraten 

bekennen uns uneinge-

schränkt zu internationa-

len Klimaschutzabkom-

men. Eine gesonderte 

Aufnahme von Klima-

schutz im Grundgesetz 

halten wir aber nicht für 

notwendig. 

Eine solche 

Grundgesetzän-

derung würden 

wir befürworten 

Wir setzen uns dafür ein, den Klima-

schutz als Staatsziel in die Verfassung 

aufzunehmen. Für den Klimaschutz 

und seine rechtliche Verbindlichkeit 

wollen wir zudem ein nationales Klima-

schutzgesetz verabschieden, das kon-

krete Emissionsminderungspfade bis 

2050 für die einzelnen Emissionsberei-

che festschreibt. Wir haben uns immer 

dafür eingesetzt, den Atomausstieg ins 

Grundgesetz zu schreiben. 

Dem würden wir im 

Grundsatz zustim-

men, haben aber bis-

lang auf eine gesetz-

liche Verankerung 

(etwa in einem Kli-

maschutzgesetz) ori-

entiert. 

Ja. Es bedarf allerdings einer davon 

abgeleiteten Gesetzgebung, die auch 

tatsächlich erlaubt, Verantwortliche 

zur Rechenschaft zu ziehen. Im Fall 

radioaktiver Verstrahlung ist der Ver-

ursacher noch relativ einfach festzu-

stellen. Im Fall des Klimaschutzes 

kann nur juristisch geahndet werden, 

was auch nachweisbar direkt in der 

Verantwortung einer Person oder 

Firma steht, etwa der Verstoß gegen 

Auflagen bei der Emissionsminde-

rung, nicht aber die Tatsache der Kli-

maänderung oder gar ein einzelnes 

Klimafolgenereignis. 

Umweltschutz 

hat bereits 

Verfassungs-

rang. Die ak-

tuelle politi-

sche Hand-

lungsweise 

steht also be-

reits in Kon-

flikt mit der 

Gesetzes-

lage. 

Die Forderung Klima-

schutz und Schutz vor ra-

dioaktiver Verstrahlung 

als einklagbare Verpflich-

tung des Gesetzgebers 

im Grundgesetz festzu-

schreiben wurde bisher 

nicht erörtert. Wir setzen 

uns für ein Klimaschutz-

gesetz ein (s. Antwort 1 

c)). Der Strahlenschutz 

wurde Anfang dieses Jah-

res im Gesetz zur Neu-

ordnung des Rechts zum 

Schutz vor der schädli-

chen Wirkung ionisieren-

der Strahlung (Strahlen-

schutzgesetz) zusam-

menfassend geregelt. 

 

 

 
2) Chancen der Energiewende  

 AfD CDU-CSU FDP Freie Wähler Grüne Linke ÖDP Piraten SPD 

Bitte zählen Sie die wich-

tigsten Vorteile auf, die 

sich Ihrer Meinung nach 

aus einem Umstieg der 

Energieversorgung auf 

Erneuerbare Energien 

und Energiespeichern er-

geben.  

… Mit dem Ausbau der er-
neuerbaren Energien und 
Energiespeicher machen 
wir unsere Energieversor-
gung klimafreundlicher. 
Zudem machen wir un-
sere Energieversorgung 
unabhängiger von Ener-
gieimporten aus anderen 
Staaten. Und wir schaffen 
Wertschöpfung in unse-
rem Land, indem wir sau-
bere und exportfähige 
Technologien entwickeln.  

Wir Freie Demokraten 

setzen uns für einen viel-

fältigen Energiemix ein 

und stehen neuen Tech-

nologien dabei offen ge-

genüber, auch wenn auf 

fossile Energieträger auf 

absehbare Zeit nicht ver-

zichtet werden kann. Er-

neuerbare Energien sind 

für uns ein wichtiges Ele-

ment im Energiemix der 

Zukunft. Sie haben auf 

dem deutschen Strom-

markt bereits einen Anteil 

von rund 30 Prozent. 

- Klimaschutz durch Ver-

meidung von Treibhaus-

gasen - Verringerung fos-

siler Energieimporte aus 

dem Ausland - Regionale 

Wertschöpfung vor Ort - 

Schutz von Wasser, Luft 

und Boden - Unter Be-

rücksichtigung aller Kos-

ten sind Erneuerbare 

Energien preiswerter als 

fossil-nukleare Energie 

der Treibhausgase und 

Begrenzung der Klima-

krise  

sorgung mit hoher Ak-

teursvielfalt und Bürger-

energien  

markt für Zukunftstechno-

logien  

gefahren und der Schad-

stoffemission aus fossilen 

Kraftwerken 

Klimaschutz, Schutz von 

Ressourcen, Anti-Mono-

polismus zu Gunsten ei-

ner demokratischen und 

weitgehend dezentralen 

Erzeugung. 

Eine versorgungssichere 

und CO2-freie Energie-

versorgung unter Ver-

meidung nuklearer Risi-

ken für jetzige und zu-

künftige Generationen, 

Schonung endlicher 

Energieressourcen, Re-

duktion weiterer Luft-

schadstoffemissionen, 

Verhinderung von Land-

schaftszerstörung durch 

Kohleabbau und Vermei-

dung von Konflikten um 

begrenzte Energieres-

sourcen. 

• Nachhaltige Nutzung von Ressourcen 

und Reduzierung der Umweltbelastung, 

damit auch positive Auswirkungen auf die 

Gesundheit der Bevölkerung durch Redu-

zieren der Schadstoffbelastung.  

• Verteilung der Wertschöpfung in der Flä-

che und damit Schaffung neuer Arbeits-

plätze in bisher strukturschwachen Regi-

onen.  

• Reduzierung der volkswirtschaftlichen 

Kosten für die Energieversorgung duch 

Wegfall des Imports von Energierohstof-

fen, weniger Umweltschäden, geringere 

Belastung des Gesundheitswesens und 

sinkende Energiekosten.  

• Das bisher größte Investitionsprogramm 

- "Das neue Wirtschaftswunder" 

Die Umstel-

lung auf EE 

bringt fol-

gende Vor-

teile: Redu-

zierung des 

CO2-Aus-

stoßes, 

Stromspei-

cher: Ent-

kopplung 

von Strom-

produktion 

und –ver-

brauch 

  



3) Umsetzungsrahmen für 100% Erneuerbare Energien  

Zur Weltklimakonferenz in Paris hat man sich geeinigt, eine Begrenzung des globalen Temperaturanstiegs auf 1,5 Grad anzustreben. Nach wissenschaftlichen Erkenntnissen müssen die Kohlenstoffdioxidemissionen schnellstmöglich, ALLERSPÄTESTENS jedoch im Jahr 2040 null betragen, um 

das 1,5 °C-Ziel zu erreichen. Dieses Ziel kann bereits mit vorhandener Technik und Ingenieurswissen erreicht werden. Aufgabe der Politik sollte es deshalb sein, sämtliche Hindernisse für die autonome Versorgung mit Erneuerbaren Energien abzuschaffen. Bleibt es allerdings bei dem jetzigen 

Ausbautempo von Windanlagen, Solarstrom-, Solarwärmeanlagen, Speichern und Elektromobilität, prognostizieren Experten, dass der Umstieg auf 100 Prozent Erneuerbare Energien in den nächsten hundert Jahren nicht zu erreichen ist.   

 AfD CDU-CSU FDP Freie Wähler Grüne Linke ÖDP Piraten SPD 

a) Bis wann wollen Sie 

den Umstieg auf 100 

Prozent Erneuerbare 

Energien realisiert ha-

ben? Bitte geben Sie 

eine konkrete Jahreszahl 

an.  

… CDU und CSU bekennen sich zu den ambitionierten 
Ausbauzielen für erneuerbare Energien, die im Ener-
giekonzept von 2011 sowie im Koalitionsvertrag von 
2013 festgelegt wurden. Von zentraler Bedeutung ist 
es, weg von der bisherigen Vollsubventionierung im 
alten EEG von 2000 (Stichwort „produce and for-
get“/Produzieren und sich um nichts weiter kümmern 
müssen, was Abnahme und Vergütung angeht) und 
hin zu einer beschleunigten Marktintegration der er-
neuerbaren Energien zu kommen. Hierzu wurden mit 
den EEG-Novellen der letzten Jahre, insbesondere 
mit der Einführung eines Ausschreibungssystems 
erste wichtige Schritte geleistet. Die Ergebnisse der 
ersten Ausschreibungen zeigen, dass hierdurch er-
hebliche Kostensenkungen zugunsten der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher möglich sind. Diesen 
Weg wollen wir weiter konsequent beschreiten.  

Erneuerbare 

Energien stellen 

für uns Freie De-

mokraten einen 

wichtigen Be-

standteil für den 

Energiemix der 

Zukunft dar. Ei-

nen kompletten 

Ersatz fossiler 

Energieträger 

sehen wir auf ab-

sehbare Zeit 

aber nicht. 

2040 2030 2

0

4

0 

Die genannten wissenschaftlichen Er-

kenntnisse und die daraus gezogenen 

Schlussfolgerungen sind absolut ernst 

zu nehmen und ihrer Leugnung oder Re-

lativierung entschieden entgegenzutre-

ten. Entsprechend muss der Umstieg auf 

100 Prozent Erneuerbare Energien bis 

2040, allerspätestens 2050 erfolgt sein. 

Dies schließt alle Neuinvestitionen in 

fossile Energietechnologien aus und er-

fordert klare Ausstiegsfahrpläne für Koh-

leverstromung und fossile Fahrzeugan-

triebe. 

Schnellstmöglich, aller-

spätestens bis 2040. Tat-

sächlich wollen wir das 

Ziel möglichst weit vorher 

erreichen, indem ein fairer 

Markt geschaffen wird, 

der Bevorzugung von fos-

silen Energieträgern ab-

schafft. Prinzipiell fordern 

wir die sofortige Umset-

zung einer Energiewende 

hin zu 100% Erneuerba-

ren Energien 

Wir haben die weiteren 

Reduktionsschritte bis 

zum Zielwert von 80 bis 

95 Prozent im Jahr 2050 

festgelegt. 

b) Wollen Sie die Bun-

desregierung darin unter-

stützen, die ehemalige 

nationale Vorreiterrolle 

beim Klimaschutz wieder 

einzunehmen?  

… Ja.  Mit der Einleitung der Energiewende und dem 
Ausbau der erneuerbaren Energien hat Deutsch-
land einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz ge-
leistet und Alternativen zu den fossilen Energien 
aufgezeigt. Damit ist Deutschland europäischer 
Spitzenreiter beim Ausbau erneuerbarer Energien 
im Bereich der Stromerzeugung. Unser Beispiel 
wird jedoch nur Schule machen, wenn die Ener-
giewende gelingt und die Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Wirtschaft erhalten bleibt. Deshalb muss 
die Energiewende marktwirtschaftlich organisiert 
werden. Dabei sind wir seit 2013 einen großen 
Schritt vorangekommen. Zudem wollen wir, dass 
Deutschland Vorreiter bei der Systemintegration 
wird 

Ja, mit Einschränkungen. 

Vorreiter ist für uns nicht un-

bedingt der, der im nationa-

len Alleingang besonders 

viele Verordnung in Sachen 

Klimaschutz erlässt. Wichtig 

ist für uns aber, dass 

Deutschland zum Beispiel 

mit Innovationen und den 

neusten Technologien ei-

nen Beitrag für den weltwei-

ten Klimaschutz leisten 

kann. Hier wollen wir die 

Forschung fördern. 

ja Ja. wir wollen selber Regierungs-

verantwortung übernehmen, um 

den Klimaschutz in Deutschland 

endlich wieder voran zu bringen 

und den netten Reden von Merkel 

und Hendricks konkrete Taten fol-

gen zu lassen. Seit der Klima-

schutzvereinbarung von Paris 

geht es darum, die Verpflichtun-

gen umzusetzen. In Deutschland 

stagniert aber die Menge an Aus-

stoß von Klimagasen seit 12 Jah-

ren! 

Ja Ja Ja, allerdings glauben wir 

nicht, dass die wahr-

scheinlichen Parteien für 

die Bundesregierung die-

ses Ziel verfolgen wer-

den. 

Unter den Industrielän-

dern hat Deutschland 

nach wie vor die Vorreiter-

rolle beim Klimaschutz. 

Zusammen mit Ländern, 

Kommunen und Verbän-

den werden wir für alle 

Sektoren Transformati-

onspfade beschreiben, 

die wiederrum unterei-

nander verzahnt werden 

und den Strukturwandel 

beschreiben. 

c) Setzen Sie sich für Folgendes ein?   

- Beseitigung der Deckel 

für Wind- und Solaranla-

gen  

… Nein. Wie bereits oben erläutert, bekennen sich 

CDU und CSU zu den hohen Ausbauzielen für er-

neuerbare Energien, die im Energiekonzept von 

2011 sowie im Koalitionsvertrag von 2013 festge-

legt wurden. Dieser Ausbau ist bereits äußerst 

ambitioniert und angesichts massiv steigender 

Netzkosten (u. a. für Einspeisemanagement, Re-

dispatch etc.) wegen fehlender Netzkapazitäten 

zum Abtransport des erneuerbaren Stroms drin-

gend mit dem notwendigen Netzausbau zu syn-

chronisieren. Im Übrigen bezieht sich der im EEG 

festgelegte Ausbaukorridor lediglich auf den von 

der Allgemeinheit über Subventionen finanzierten 

Ausbau der erneuerbaren Energien. Es gibt hin-

gegen keine Beschränkungen für die nicht sub-

ventionierte Errichtung von Erneuerbare-Energie-

Anlagen, so dass den Wettbewerbskräften und 

der Innovationskraft von Anlagenbetreibern und 

Anbietern insoweit keinerlei staatlichen Grenzen 

gesetzt sind 

Die Fragen werden im Zusam-
menhang beantwortet:  
Erneuerbare Energien sind für 

uns ein wichtiges Element im 

Energiemix der Zukunft. Sie 

haben auf dem deutschen 

Strommarkt bereits einen An-

teil von rund 30 Prozent. Damit 

ist das Ziel des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes (EEG), die 

Markteinführung erneuerbarer 

Energien zu erreichen, längst 

umgesetzt. Viele Bestandsan-

lagen und Neubauprojekte 

können an geeigneten Stand-

orten heute ohne Subventio-

nen wirtschaftlich betrieben 

werden. Auch für die erneuer-

baren Energieträger müssen in 

Zukunft die Regeln des Mark-

tes mit allen Chancen und Ri-

siken gelten.  

Ja Ja Ja Ja Ja Nein, weil wir Windparkausbau mit 

dem Netzausbau synchronisieren 

müssen. Ansonsten verlieren wir 

aufgrund der Kostenexplosion an 

Akzeptanz in der Bevölkerung. 

- Abschaffung der EEG-

Umlage auf Eigenversor-

gung und Mieterstrom  

… Mit Einschränkungen.CDU 
und CSU haben sich dafür ent-
schieden, Mieterstrom gezielt 
über einen neuen Fördertatbe-
stand im EEG zu fördern, nicht 
über eine Absenkung der 
EEG-Umlage. Der neue För-
dertatbestand ermöglicht eine 
weitaus zielgenauere Förde-
rung.  

Denn nachhaltige und sub-

ventionsfreie Geschäftsmo-

delle lassen sich nur im 

technologieneutralen Wett-

bewerb unter marktwirt-

schaftlichen Bedingungen 

durchsetzen.  

Grundsätzlich ja, jedoch 

muss darauf geachtet 

werden, dass die EEG-

Umlage für die übrigen 

Stromverbraucher be-

zahlbar bleibt. 

Ja Ja, mit Einschränkung. Notwendig 

ist eine gerechte Beteiligung aller 

Verbraucherinnen und Verbraucher 

an den heute netzseitig erhobenen 

Abgaben, Entgelten und Umlagen, 

über welchen Weg auch immer. 

Ja Ja, wir fordern 

die Abschaf-

fung sämtlicher 

EEG-Vergütun-

gen. 

Nein, weil Eigenversorgung auch 

mit anteiliger EEG-Umlage wirt-

schaftlich ist und jeder Verbraucher 

weniger in der EEG-Umlage bedeu-

tet eine Mehrbelastung für die ver-

bliebenen. Nein, EEG-Umlage auf 

Mieterstrom bleibt bestehen, damit 

es keine Eigenversorgung wird und 

es damit möglich bleibt, Contrac-

toren zwischen Vermietern und Mie-

tern zu schalten. 

- Entbürokratisierung der 

Gesetzgebung, insbe-

sondere des EEG  

… Ja Deshalb sollen künftig nicht 

Gesetze und durch die Po-

litik festgelegte Ausbau-

ziele darüber entscheiden, 

Ja Ja Ja, mit Einschränkung. 

Viele der Ausnahmen und 

Spezialregelungen ent-

Das EEG war in den Fassungen vor 

2009 ein exzellentes Instrument zur 

marktgerechten Förderung der Stromer-

zeugung aus Erneuerbaren Energien 

Ja Ja, unbedingt, fällt unter 

„Finanzierung der Ener-

giewende überprüfen“, 



mit welchem Energieträger 

und welcher Technologie 

zur Energieversorgung bei-

getragen wird.Anstelle weit 

in eine ungewisse Zukunft 

geplanter Ausbauziele für 

erneuerbare Energieträger 

soll das Auswahlverfahren 

des Marktes die Leitplan-

ken der Investitionen in 

Netz und Kraftwerkskapazi-

täten setzen. 

standen auf Druck der Er-

neuerbaren-Branche, oft 

aus gutem Grund. Die 

pauschale Forderung zur 

Entbürokratisierung ist 

immer gern gesehen, im 

Detail ist das Leben oft 

schwieriger. Auf jeden 

Fall müssen die Ausnah-

men für die Industrie auf 

ein angemessenes Maß 

zurückgefahren werden. 

und hat insbesondere die Kosten von 

PV-Strom auf ein zuvor unvorstellbar 

niedriges Niveau gedrückt. Die folgen-

den Novellierungen haben das EEG bis 

zur Unkenntlichkeit entstellt und seiner 

ursprünglichen Wirksamkeit weitgehend 

beraubt. Es ist unbedingt erforderlich, 

wieder zu einer einfachen und effektiven 

Fassung des EEG zurückzufinden, wel-

che einzelnen Bürgern und Bürgerener-

giegesellschaften erlaubt, ohne großen 

administrativen Aufwand und mit hinrei-

chender finanzieller Sicherheit in Erneu-

erbare Energien zu investieren. 

weil im Zuge der Entbüro-

kratisierung viele Ausnah-

meregelungen entfallen 

würden. 

- Abschaffung des Aus-

schreibungsverfahrens 

für Erneuerbare Energien 

(oder alternativ für eine 

Ausweitung der Ausnah-

meregeln für kleinere Ak-

teure)   

… Nein. Die Ausschreibungsergebnisse zei-

gen, dass kleinere Akteure auch im aktuel-

len Ausschreibungsdesign gute Chancen 

haben. Sie sind erfolgversprechend und da-

her konsequent weiter zu führen. Angesichts 

einer jährlichen Kostenbelastung von über 

25 Milliarden Euro für die Verbraucherinnen 

und Verbraucher allein durch die EEG-Um-

lage droht anderenfalls die Akzeptanz der 

Energiewende gefährdet zu werden. 

Deshalb wollen wir das 

Dauersubventionssystem 

des EEG mit Einspeisevor-

rang und -vergütung been-

den. Anlagen mit Förderzu-

sage genießen Bestand-

schutz. 

Ja Ja, wir wollen die Auswei-

tung der Ausnahmen für 

kleinere Akteure. 

Ja Auf jeden Fall eine Ausweitung der Aus-

nahmeregeln für kleinere Akteure. Ab-

schaffung des Ausschreibungsverfah-

rens, falls es sich nicht bewährt, was 

auch bedeutet, dass es nicht zu einem 

zügigen weiteren Ausbau der erneuer-

baren Stromerzeugung führt, mit dem 

die vollständige Umstellung auf Erneuer-

bare bis spätestens 2040 erreicht ist. 

Ja Ja, unbedingt, fällt unter 

„Finanzierung der Ener-

giewende überprüfen“, 

weil im Zuge der Entbüro-

kratisierung viele Ausnah-

meregelungen entfallen 

würden. 

- Einführung einer Bau-

pflicht für Anlagen zur er-

neuerbaren Strom- und 

Wärmeversorgung auf 

Neubauten, sowie Nach-

rüstpflicht auf Altbauten  

… Nein. Sowohl im Neu-

bau als auch im Alt-

bau gibt es bereits 

wirksame Anreize 

zum Einsatz von er-

neuerbaren Ener-

gien. 

Nein. Wir Freie Demokraten 

wollen die Potenziale der ener-

gietechnischen und energie-

wirtschaftlichen Verknüpfung 

von Strom, Wärme, Mobilität 

und Rohstoffen sowie deren 

Infrastrukturen („Sektorkopp-

lung“) bei der Reduzierung von 

Treibhausgasemissionen 

marktwirtschaftlich nutzen. Wir 

lehnen eine planwirtschaftli-

che Umsetzung durch die Bun-

desregierung ab. 

Ja Ja. Im Rahmen der Zu-

sammenführung von EE-

WärmeG und EnEV wol-

len wir in Anlehnung an 

die Landesgesetzgebung 

in Baden-Württemberg 

verpflichtende Vorgaben 

für die Nutzung erneuer-

barer Wärme in Neu- und 

Bestandsbauten veran-

kern. 

Im Wärmebereich ja, 

wenn angemessen und 

sinnvoll ausgestaltet, 

etwa wenn auch nach-

weisbarer Fremdbezug 

möglich. Im Strombereich 

setzen wir auf den EEG-

Mechanismus. 

Ja  Wir halten ein Verbot des Neubaus 

von Öl- und Kohleheizungen für notwen-

dig, so wie es in Dänemark schon reali-

siert ist. Gasheizungen können in Zu-

kunft ggf. nützlich werden, falls sie mit 

erneuerbarem Gas (Power-to-Gas) be-

feuert werden. Fossiler Energieeinsatz 

auf Kosten jetziger und zukünftiger Ge-

nerationen darf sich nicht mehr lohnen. 

Nein, wir 

setzen auf 

Anreize, 

nicht auf 

Vorschrif-

ten 

Nein, Energieeffizienz-
pflicht besteht bei Neu-
bauten bereits heute; 
technologische Vorgaben 
aufgrund von unter-
schiedlichen Standortbe-
dingungen nicht sinnvoll; 
bei Altbauten wegen Be-
standsschutz keine 
Pflicht, auch Frage der 
Statik; wir befürworten 
aber Effizienzvorgaben 
zur Senkung des CO2-
Ausstoßes. 

- Vereinfachte Zulassung (z.B. ohne Melde-

pflicht) von Kleinst-PV-Anlagen,  wie soge-

nannten „Balkonkraftwerken“ oder „Ste-

ckerkraftwerken“   

… Nein. Gegen eine verein-

fachte Zulassung spre-

chen vor allem sicher-

heitstechnische Gründe. 

Ja Ja Ja Keine Position bislang. ja ja Wenn sie ins öffentliche Netz 
einspeisen, bedarf es einer 
Zulassung, denn die Betreiber 
bekommen Einspeisevergü-
tung; andere Anlagen bedür-
fen bereits heute nur Zulas-
sung des Herstellers  

- Erleichterungen für 

Baugenehmigungen von 

Windparks bundesweit 

unter Beachtung des Na-

tur- und Anwohnerschut-

zes (auch in Süddeutsch-

land)  

… Mit Einschrän-

kungen. Das 

Bauplanungs-

recht enthält be-

reits Privilegie-

rungen für 

Windkraftanla-

gen. Weiterge-

hende Erleich-

terungen im 

Bauplanungs-

recht sind nicht 

vorgesehen. 

Nein. Oftmals sind gerade Windparks mit einer 

drastischen Einschränkung der Lebensqualität 

für die Anwohnerinnen und Anwohner sowie 

massiven Eingriffen in die Natur und das Land-

schaftsbild verbunden. Deshalb sind die ge-

setzlichen Mindestanforderungen an die Er-

richtung solcher Anlagen so zu ändern, dass 

bei zunehmender Größe von Windkraftanlagen 

und einer damit verbundenen stärkeren Belas-

tung auch der Abstand zur nächsten Wohnbe-

bauung, zu Brutstätten etc. entsprechend 

steigt. Das sehen wir mit der sogenannte 10H-

Regel gewährleistet: Hier beträgt der Abstand 

zur Wohnbebauung mindestens das Zehnfa-

che der Gesamthöhe der Windkraftanlage. Au-

ßerdem sollen sich die Abstandsgrenzen zu 

Brutstätten und Nahrungshabitaten gefährde-

ter Vogelarten verbindlich nach den Empfeh-

lungen der Länderarbeitsgemeinschaft der Vo-

gelschutzwarten richten (Helgoländer Papier). 

Ja Ja, wichtig ist, dass der 

Naturschutz wirklich be-

achtet wird und die An-

wohnerInnen bei Planung 

und Ausführung mitge-

nommen werden. Die Zu-

ständigkeit liegt bei den 

Bundesländern. 

Ja, mit Einschränkung. 

DIE LINKE wendet sich 

gegen 10-H-Regelungen 

und ähnliches. Sie setzt 

aber auf eine solide Pla-

nung und Genehmigung 

unter Beteiligung der Be-

völkerung. Ansonsten 

könnte die Energiewende 

aus Akzeptanzgründen 

scheitern. 

Ja Es werden leider viele Anlagen ohne 

Einbeziehung der betroffenen Bürger 

und teilweise sogar in ökologisch 

wertvollen Gebieten gebaut, die 

dadurch stark beeinträchtigt werden. 

Eine eigentlich umweltfreundliche 

Technik in umweltschädlicher Art ein-

zusetzen ist nicht akzeptabel. Hier 

muss sehr viel mehr auf die Verträg-

lichkeit mit Umwelt und Anwohnern 

geachtet werden. 

Frage zu un-

konkret, Kon-

flikt mit Natur- 

und Anwoh-

nerschutz 

- Unterstützung des na-

turverträglichen Baus von 

Windparks in Wirtschafts-

wäldern 

… Ja. Die Nutzung von Wirtschaftswäldern 

für Windkraftanlagen kann sinnvoll sein. 

Wesentliche Voraussetzung ist, dass der 

Zustand des Waldes eine solche Nutzung 

verträgt. Die Entscheidung darüber liegt 

bei den Ländern, die bei der Windkraft un-

terschiedliche gesetzliche Rahmenbedin-

gungen geschaffen haben. 

Nein. Auch Wirtschaftswäl-

der sind Wälder, die auch 

ihre Rolle im Natur- und Kli-

maschutz (CO2Aufnahme) 

spielen. Windparks brau-

chen Fläche. Windparks in 

Wäldern vernichten Wald-

flächen mit langfristigen 

Folgen. 

Ja Ja, wenn er wirklich naturverträglich ist. 

Die Errichtung von Windenergieanlagen 

im Wald kann eine mancherorts ange-

strebte naturnahe Waldentwicklung, 

Waldvögel, -fledermäuse und –insekten 

bedrohen. Eine sorgfältige Standortwahl, 

ist deshalb für die naturschutzgerechte 

Umsetzung von Windenergieanlagen ge-

rade auch in Wäldern zwingend. 

• Ja Ja, jedoch müssen zu-

nächst Vorrangflächen in 

der freien Landschaft aus-

geschöpft sein. 

Siehe vorheriger Punkt Nein, wegen Artenschutz 



d) Mit welchen konkreten 

Maßnahmen wollen sie 

die Elektromobilität för-

dern? Sehen Sie Hemm-

nisse, die beseitigt wer-

den müssen?  

… Unser Ziel ist eine nachhaltige und zukunftsfähige Mobili-
tät, die sicher, klima- und umweltverträglich, effizient, leise 
und bezahlbar ist. Arbeits- und Ausbildungsplätze müssen 
erhalten und die Wertschöpfung im Bereich Automobil ge-
stärkt werden. Dabei wird die Elektromobilität eine zent-
rale Rolle spielen. CDU und CSU wollen, dass in Deutsch-
land die besten und die saubersten Autos hergestellt wer-
den. Wir wollen, dass Deutschland führend wird in der 
Produktion alternativer umweltfreundlicher Antriebe, wie 
z. B. der Elektromobilität.  
Dem Grundsatz der Technologieoffenheit folgend muss 
sich die Elektromobilität – wie alle anderen alternativen 
Antriebe auch – dauerhaft ohne Subventionierung auf 
dem Markt durchsetzen. Zur Marktdurchdringung ist es je-
doch notwendig, optimale Rahmenbedingen zu schaffen. 
Hierzu hat die unionsgeführte Bundesregierung im Früh-
jahr 2016 ein Paket von zusätzlichen Maßnahmen be-
schlossen, bestehend aus zeitlich befristeten Kaufanrei-
zen, weiteren Mitteln für den Ausbau der Ladeinfrastruk-
tur, zusätzlichen Anstrengungen bei der öffentlichen Be-
schaffung von Elektrofahrzeugen sowie aus steuerlichen 
Maßnahmen. Diese Maßnahmen tragen dazu bei, die Nut-
zung von Elektrofahrzeugen attraktiver zu machen.   
Die Förderung des Aufbaus einer flächendeckenden 

Lade- und Tankinfrastruktur, die alle Regionen für die 

Elektro- und Wasserstoffmobilität erschließt, führen wir 

fort – und errichten 50 000 Ladesäulen in ganz Deutsch-

land. Wir wollen die Elektromobilität vor allem in den Städ-

ten deutlich ausbauen. Nach dem Vorbild des Street-

Scooters der Deutschen Post wollen wir die Umrüstung 

der Fuhrparks von Behörden, Handwerksbetrieben und 

Taxiunternehmen, von Bussen und Bahnen energisch vo-

rantreiben und fördern. Dadurch erreichen wir diejenigen 

Fahrzeuge mit einer besonders großen Fahrleistung und 

reduzieren dadurch den Schadstoffausstoß überproporti-

onal. Zudem wollen wir eine stärkere Elektrifizierung im 

Güterbereich unterstützen und innerstädtische Flotten ge-

zielt in den Blick nehmen. 

Aus der von uns 

Freien Demokraten 

beabsichtigten Aus-

weitung des Emissi-

onshandels auf den 

Verkehrssektor resul-

tiert eine Verbesse-

rung der Wettbe-

werbsfähigkeit der 

Elektromobilität, wenn 

hierfür Strom aus 

Energieträgern ohne 

oder nur geringen 

CO2-Emissionen ge-

nutzt wird. Auch die 

schrittweise Reduktion 

der Schadstoffgrenz-

werte aus Diesel- und 

Otto-Motoren fördert 

die Wettbewerbsfähig-

keit der Elektromobili-

tät. Wir werden 

Hemmnisse für den 

Ausbau der Ladeinfra-

struktur beseitigen und 

die technologieoffene 

Forschung und Ent-

wicklung sauberer 

Fahrzeugantriebe för-

dern. Kaufprämien für 

Elektroautos oder ei-

nen staatlich geplan-

ten Ausstieg aus der 

Nutzung von Verbren-

nungsmotoren lehnen 

wir ab. 

Folgende Re-

gelungen soll-

ten in das Ein-

kommensteu-

ergesetz auf-

genommen 

werden: Vom 

Arbeitgeber 

gewährte Vor-

teile für das 

elektrische 

Aufladen ei-

nes privaten 

Elektrofahr-

zeugs sollten 

steuerfrei 

sein. Im be-

trieblichen Be-

reich sollte 

eine Sonder-

abschreibung 

für Elektro-

fahrzeuge so-

wie für Vor-

richtungen 

zum Aufladen 

solcher Fahr-

zeuge ge-

währt werden. 

Um unsere Klimaziele und 

eine staufreie Mobilität zu er-

reichen, brauchen wir eine 

grüne Verkehrswende, die 

für eine bequeme und einfa-

che Vernetzung umwelt-

freundlicher Verkehrsmittel 

sorgt. Das heißt, Schienen-

verkehr und ÖPNV auszu-

bauen und ein flächende-

ckendes Ladenetz für Elekt-

rofahrzeuge zu schaffen. Da-

mit die deutsche Automobil-

industrie wettbewerbsfähig 

bleibt,  

muss sie bei der Entwicklung 

umweltfreundlicher Fahr-

zeuge Spitze sein. Bei Die-

selgate und E-Autos hat die 

Automobilpolitik der 

schwarz-roten Bundesregie-

rung auf ganzer Linie ver-

sagt. Wir GRÜNE wollen da-

für sorgen, dass Deutsch-

land vorangeht und das Jahr 

2030 als Zeitpunkt festlegt, 

ab dem kein Auto mit fossil 

betriebenem Verbrennungs-

motor mehr vom Band rollt. 

Um Elektroautos zu fördern, 

werden wir ein Bonus-Malus-

System in die KfzSteuer ein-

bauen, um einen klaren 

Kaufanreiz zu schaffen. 

Hemmende Steuerprivile-

gien, etwa für Diesel und di-

cke Dienstwagen, wollen wir 

schrittweise abbauen. 

Wir setzen uns für 

Maßnahmen ein 

wie die Förderung 

von Ladestationen 

und anderer Infra-

struktur sowie von 

E-Bussen, ELiefer-

wagen u.ä. sowie 

der entsprechen-

den Forschung für 

E-Mobilität und 

Speicher. Auf kei-

nen Fall befürwor-

ten wir hingegen 

Kaufprämien für 

Pkws. Es geht um 

eine Verkehrs-

wende nicht um ein 

Antriebswende. 

Also um eine Mobi-

lität mit weniger in-

dividuellem Stra-

ßenverkehr, dafür 

aber mit mehr Bus-

sen und Bahnen, 

Fahrrädern und 

Fußverkehr. 

Elektromobilität muss markt- 

und netzdienlich eingesetzt wer-

den. Als Anreiz braucht es eine 

geeignete stündliche Flexibilisie-

rung der Endkundenpreisbe-

standteile für Strom. Ladesäu-

len, die kein flexibles Laden er-

möglichen, sollen nicht zugelas-

sen werden und erst recht nicht 

- so wie momentan - Förderung 

erhalten. Volle Beteiligung von 

Elektromobilitätsnutzern an 

dadurch zusätzlich verursachten 

Verteilnetzkosten. Die Kaufprä-

mie für Elektromobilität ist eine 

ineffiziente Maßnahme und ein 

unnötiges Steuergeschenk für 

die Autoindustrie. Ansonsten 

muss der Umstieg auf CO2-

arme Mobilität vor allem durch 

viel strengere und verbindlich 

einzuhaltende Emissionsstan-

dards für die europäische Auto-

industrie umgesetzt werden, wo-

für die Bundesregierung inner-

halb der EU bisher das brem-

sende Element darstellt. 

Hauptsächliches Hemm-

nis für die Elektromobilität 

ist bisher die Trägheit der 

Fahrzeughersteller. Die 

ständige Intervention der 

Bundesregierung gegen 

schärfere EU-Regeln für 

Verbrauch und Abgas hat 

hier verhindert, die not-

wendige Motivation bei 

den Herstellern zu schaf-

fen. 

Ein wichtiger Punkt ist es 

den Ausbau der lokalen 

Strom-Verteilnetze zu un-

terstützen, da die momen-

tan vorhandenen Netze in 

weiten Bereichen nicht 

ausreichen, um die not-

wendige Anzahl an La-

destationen zu installie-

ren. Außerdem müssen 

hier Hemmnisse gegen 

die Nutzung von eigenem 

Photovoltaikstrom besei-

tigt werden. 

Wir wollen die Elektromo-

bilität sowohl aus klima- 

als auch aus industriepoli-

tischen Gründen voran-

bringen. Wir wollen, dass 

in Deutschland mo-

dernste Elektroautos ent-

wickelt und produziert 

werden. Wichtig ist für 

uns insbesondere die För-

derung des Ausbaus der 

Ladeinfrastruktur in Stadt 

und Land. Dies stärkt das 

Vertrauen der Verbrau-

cherinnen und Verbrau-

cher für den Umstieg in 

die Elektromobilität. Die 

Automobilhersteller soll-

ten in Zukunft E-Fahr-

zeuge mit höheren Reich-

weiten auf den Markt brin-

gen. Auch Brennstoffzel-

lenantriebe und andere 

emissionsarme Antriebs-

technologien wollen wir 

am Wirtschaftsstandort 

Deutschland weiter bei 

Forschung und Entwick-

lung stärken. 

e) Welche konkreten 

Maßnahmen planen Sie, 

um Energieeffizienz und 

Energieeinsparung vo-

ranzubringen?  

… Ein effizienter Umgang mit Strom, 

Wärme und Kraftstoffen hat für uns 

oberste Priorität. Nur mit mehr Ener-

gieeffizienz können Wirtschaftlichkeit 

der Energiewende und Versorgungs-

sicherheit gewährleistet werden. Da-

bei richtet sich unser Blick nicht nur 

auf Strom. Energieeffizienz muss sek-

torenübergreifend gedacht werden. 

Im Gebäudebereich, aber auch in vie-

len Bereichen von Industrie, Gewerbe 

und Verkehr, liegen enorme Potenzi-

ale zur Senkung der Treibhaus-

gasemissionen. Um diese Potenziale 

zu heben, setzen wir auf Information, 

Transparenz, Anreize und nicht auf 

Zwang. Die unionsgeführte Bundesre-

gierung hat daher zwischen 2016 und 

2020 eine Rekordsumme von rund 17 

Mrd. Euro für Energieeinspar- und 

Energieeffizienzprogramme einge-

plant. Damit soll vor allem das Ener-

giesparen im Gebäudebestand ange-

reizt werden. Das ist der richtige Weg. 

Wir wollen Effizienzgewinne für Inves-

toren attraktiv machen. Dazu wollen 

wir die energetische Gebäudesanie-

rung steuerlich fördern. Energieträ-

gerneutralität und Technologieoffen-

heit schaffen den Wettbewerb für das 

Energiesparen. Deshalb setzen wir 

auf energieeffiziente Technologien, 

wie zum Beispiel die Kraft-Wärme-

Kopplung. 

Vor allem in der Energie-

effizienz, die sich rechnet, 

sehen wir ein wichtiges 

Element der Reduktion 

von Treibhausgasen. Wir 

streben einen technolo-

gieneutralen, smarten und 

effizienten Wettbewerb 

der besten Lösungen an, 

der durch eine klare Füh-

rungsgröße getrieben 

wird: einen weltweiten 

Preis für CO2-Emissio-

nen. 

Steuerliche 

Absetzbarkeit 

energetischer 

Gebäudesan-

ierungen 

Die Energiesparverordnung und das Erneuer-

bare-Wärme-Gesetz müssen dringend zu ei-

nem entbürokratisierten und am Klimaschutz 

ausgerichteten Gebäudeenergiegesetz zu-

sammengelegt werden. Die Bundesregierung 

ist damit auf ganzer Linie gescheitert.   

Darüber hinaus wollen wir ein Energieeinspar-

gesetz vorzulegen, das ein verbindliches Ziel 

zur Verringerung des Primärenergiebedarfs um 

50 Prozent bis 2050 sowie Zwischenschritte für 

2030 und 2040 enthält.  

Auf EU-Ebene wollen wir den Top-Runner-An-

satz für energiebetriebene Geräte einführen 

und auf nationaler Ebene Ausschreibungen zur 

Erschließung von Energiesparpotenzialen im 

Strom- und Wärmebedarf breit anwenden.  

Neben dem Ordnungsrecht wollen wir die För-

derung auf neue Beine stellen mit unserem 

neuen Programm „Faire Wärme“, über das wir 

jährlich 2 Milliarden Euro für Städte und Ge-

meinden zur sozialverträglichen Sanierung von 

Wohnvierteln bereithalten wollen.  

Wir wollen die Vergünstigungen zur Sicherung 

der Wettbewerbsfähigkeit energieintensiver 

Unternehmen an die Umsetzung von Energie-

effizienzmaßnahmen koppeln. Begünstigt wer-

den sollen also vor allem Unternehmen, die 

sich um Effizienz bemühen.  

Bei der Effizienzförderung ist aber mehr Geld 

ist nicht alles. Wir brauchen auf die Zielgruppen 

zugeschnittene, unbürokratische Förderpro-

gramme, wollen die Kommunen ins Boot für die 

energetische Sanierung holen und endlich eine 

zentrale Kompetenzstelle für Energieeffizienz 

schaffen. Dafür setzen wir uns ein. 

Wir setzen uns u.a. 

ein für gesetzlich 

vorgeschriebene 

Sanierungspflichten 

im Gebäudebe-

stand, anspruchs-

volle Umsetzung 

des Niedrigstener-

giestandards bei 

Gebäuden entspre-

chend der EU-Ge-

bäude-Richtlinie, 

mehr Top-Runner-

Programme für Pro-

dukte und Dienst-

leistungen als in der 

EU-Ökodesign-

Richtlinie vorgese-

hen, Pflichten zum 

Austausch von 

Pumpen und alten 

Heizkesseln, Förde-

rung eines Energie-

effizienzmarktes zur 

Umsetzung des Ar-

tikels 7 der EU-

Energieeffizienz-

Richtlinie, Rückkehr 

zum alten KWK-

Ausbauziel von 25 

% an der Net-

tostromerzeugung 

im Jahre 2020, 

effizienter Einsatz 

der Ökoenergien. 

CO2-Abgabe Durch 

Einführung einer 

CO2-Steuer erlangen 

emissionsarme und 

ressourcenscho-

nende Technologien 

bessere Marktbedin-

gungen. 

Regeln zur 

Energieeffizi-

enz werden auf 

EU Ebene ge-

setzt, u.a. 

durch die ErP 

Richtlinie. Die 

steuerliche För-

derung, oder 

Verbesserung 

der Abschrei-

bungsbedin-

gungen für In-

vestitionen in 

energetische 

Optimierung ist 

denkbar. 

Intelligente, flexible und technolo-

gieoffene Förderpolitik bei der ener-

getischen Sanierung, beim Neubau 

sowie Orientierung an tatsächli-

chen, gemessenen Einsparungen 

von Treibhausgasen jenseits vorab 

mathematisch errechneter Einspar-

größen;   

- Stärkung der energeti-

schen Sanierung mit Quartiersbe-

zug im Rahmen integrierter Stadt-

entwicklungskonzepte mit Sektor 

übergreifendem Ansatz (u.a. Einbe-

ziehung von industriellen Prozes-

sen); die Entscheidung für eine de-

zentrale oder zentrale  

Energieversorgung ist vor dem Hin-

tergrund der bestehenden Infra-

struktur zu entscheiden;   

- Generell eine stärkere 

Fokussierung auf den Gebäudebe-

stand, insbes. Mietwohnungsbau 

und öffentlichen Gebäuden unter 

Berücksichtigung der Wirtschaftlich-

keit („Bezahlbaren Wohnraum er-

halten“);  

- Zusammenführung 

der Regelwerke von Erneuerbare-

Energien-Wärmegesetz  

(EEWärmeG) und Energieeinspa-

rungsgesetz/Energieeinsparverord-

nung (EnEG/EnEV) in einem neuen 

Gebäudeenergiegesetz. 

  



4) Umsetzungsschritte zu einer dezentralen Versorgungssicherheit  

Um die Versorgungssicherheit mit Erneuerbaren Energien zu garantieren, ist ein Ausgleich des fluktuierenden Angebots von Wind- und Sonnenenergie notwendig. Trotz Einspeisevorrang für Erneuerbare Energie werden aktuell z.B. bei gutem Wind Windparks abgeregelt, während Kohlekraftwerke 

am Netz bleiben. Alternativ könnten Energiespeicher momentan nicht benötigte Wind-und Sonnenenergie aufnehmen. Die Bevorratung von Energie für Strom und Wärme wird als einer der Schlüsselfaktoren der Energiewende betrachtet.  

 AfD CDU-CSU FDP Freie Wähler Grüne Linke ÖDP Piraten SPD 

a) Wie wollen Sie de-

zentrale Versorgungs-

konzepte (z.B. Quartiers-

lösungen) in einer künfti-

gen Energieversorgung 

stärken?  

… Durch die Förderung 

von Mieterstrom wer-

den Anreize gesetzt, 

um auch in städti-

schen Räumen er-

neuerbare Energien 

zu nutzen. 

Eine Stärkung der Quartierslösun-

gen in neuen Energieeinsparrecht 

ist als neuer Impuls prinzipiell zu be-

grüßen. Energieeffiziente Lösungen 

für Quartiersansätze – Vereinbarun-

gen von Bauherren oder Gebäude-

eigentümern, deren Gebäude in 

räumlichem Zusammenhang stehen 

– können durch eine gemeinsame 

Wärme- und Kälteversorgung bezie-

hungsweise Strom aus erneuerba-

ren Energien ermöglicht werden. 

Eine Flexibilisierung weg von der 

gebäudescharfen zu einer quartiers-

bezogenen Bilanzierung kann zu ei-

ner Verbesserung im Sinne markt-

gängiger energieeffizienter Lösun-

gen sein 

Mieterstromförde-

rung, Speicherför-

derung, BHKW-För-

derung 

Wir wollen zu diesem 

Zweck die Rolle der Kom-

munen stärken. Sie sollen 

zum einen die Wärmepla-

nung für Quartiere über-

nehmen und bei der Um-

setzung von  

Nahwärmekonzepten un-

ter Einbeziehung erneuer-

barer Energien und Ab-

wärme im Rahmen des 

Programms „Faire 

Wärme“ gefördert wer-

den. Zudem wollen wir ein 

Förderprogramm für Wär-

mespeicher auflegen. 

Wir unterstützen 

Mieterstrommo-

delle, weil sie 

eine Chance 

bieten, endlich 

die PV in die 

Städte zu be-

kommen und die 

Akzeptanz für 

die Energie-

wende zu erhö-

hen. 

Durch eine weitgehende Befreiung von 

Strom aus erneuerbaren Quellen von al-

len Abgaben (Netzentgelte, EEG-Um-

lage, Stromsteuer) bei gleichzeitig hohen 

Preisen für den Bezug nicht vor Ort bereit-

gestellter Restenergie. Insbesondere soll-

ten die Netzentgelte auch nur für die tat-

sächliche Nutzung der lokalen und regio-

nalen Teile des Netzes berechnet werden 

und sich an der Leistung, nicht der bezo-

genen Energie orientieren. Dies kann 

durch eine Netzgrundgebühr erreicht wer-

den, die sich an der maximal bezogenen 

Leistung orientiert. Solch eine Netzge-

bührenstruktur reflektiert auch besser die 

Kosten des Netzes, die fast vollständig In-

vestitionskosten sind, welche mit der ma-

ximal übertragbaren Leistung ansteigen. 

Wir halten die Lo-

kalisierung von Er-

zeugung und Ver-

brauch für den rich-

tigen Weg zur voll-

ständigen Energie-

wende. Dazu sind 

viele Regeln zu än-

dern oder abzu-

schaffen. Unter an-

derem fordern wir 

die Einführung ent-

fernungsabhängi-

ger Netzentgelte im 

Strommarkt. 

Technologieoffen und -

abhängig von den örtli-

chen Gegebenheiten: 

städtisch mit Fernwärme, 

ländlich u.a. mit Bio-

masseanlage, Einbezie-

hung von Abwärme aus 

Industriebetrieben jeweils 

in Kombination mit EE-

Anlagen. 

b) Sehen Sie den Aus-

bau von Energiespei-

chern (Kurz-, Mittel und 

Langzeitspeichern) als 

dringende Schwerpunkt-

Aufgabe bei der Umstel-

lung auf 100 % Erneuer-

bare Energien?  Ja / 

Nein / mit Einschränkun-

gen    

… Ja. Speichern kommen in der zukünftigen 

Stromversorgung im Rahmen der vereinbar-

ten Ausbauziele der Erneuerbaren viele 

Funktionen zu. Sie können die Stromerzeu-

gung aus Solar- und Windenergieanlagen 

glätten und damit deren Vermarktungs- und 

Systemverträglichkeit erhöhen. Sie können 

CO2-freien Strom liefern und Versorgungssi-

cherheit bieten. Sie ermöglichen Eigenver-

sorgungskonzepte, können Netze entlasten 

und zur Glättung von Strompreisspitzen bei-

tragen. Moderne Stromspeichertechnolo-

gien sind also für den Erfolg der Energie-

wende von großer Bedeutung. Unsere An-

strengungen bei der Forschung und bei der 

Förderung setzen wir fort. Deutschland soll 

wieder Standort für eine Batteriezellproduk-

tion werden. 

Ja. Für eine weitere 

Verlagerung des Ener-

giemixes hin zu Erneu-

erbaren Energien 

müssen neue innova-

tive Energiespeicher 

entwickelt werden. So 

können schwankende 

Erzeugung und Strom-

verbrauch aufeinander 

abgestimmt werden. 

Die Entwicklung von 

Speicher- beziehungs-

weise Nutzungsmög-

lichkeiten muss markt-

wirtschaftlich und 

technologieoffen erfol-

gen. 

Ja ja Ja. Der Einsatz von Langzeitspeichern ist 

zwar erst an bei einem Ökostrom-Anteil zwi-

schen 70 bis 80 Prozent zwingend notwen-

dig. Die Forschung dafür muss aber schon 

jetzt auf Hochtouren laufen und öffentlich 

gefördert werden. Kurz- und Mittelzeitspei-

cher können schon heute mit ihren Sys-

temdienstleistungen zur Ablösung von fossi-

len must-run-Kraftwerken beitragen. Die 

Batterie im Hauskeller ist aus energiewirt-

schaftlicher Sicht jedoch nicht zwingend er-

forderlich. Überdies ist ihr Einsatz nur 

schwer energiewendedienlich zu koordinie-

ren. Über ihre Installation sollte die wirt-

schaftliche Erwägung der Hauseigentü-

mer/Betreiber entscheiden. 

Ja. Speicher müssen die 

kurz- und mittelfristige, 

die saisonale Fluktuation 

von PV- und WindStrom-

erzeugung ausgleichen. 

Speicher müssen von ei-

ner Doppelbelastung als 

Erzeuger und Letztver-

braucher befreit werden. 

Ja Ja, Speicher ersetzen 

aber nicht den Netzaus-

bau. 

c) Welche Maßnahmen 

halten Sie für geeignet, 

den Ausbau und die flä-

chendeckende Nutzung 

von Strom- und Wärme-

speichern in Deutsch-

land zu beschleunigen?  

… Siehe 4.b) Auch beim Ausbau von 

Strom- und Wärmespei-

chern gilt: Es müssen die 

richtigen Anreize unter 

marktwirtschaftlichen Vo-

raussetzungen geschaf-

fen werden. Weitere Sub-

ventionen halten wir Freie 

Demokraten für den fal-

schen Weg. 

Befreiung von Spei-

chern von Umlagen, 

Forschungsförde-

rung 

Wir wollen den Einsatz von 

Stromspeichern durch eine 

Entlastung bei Umlagen und 

Netzentgelten wirtschaftlich 

machen. Ebenso sind die Rah-

menbedingungen für die Nut-

zung zeitweise und regional an-

fallender Stromüberschüsse in 

den Bereichen Industrie, 

Wärme oder Verkehr zu ver-

bessern. Und nicht zuletzt wol-

len wir ein Förderprogramm 

zum Bau von 10.000 Wärme-

speichern auflegen. 

Wärmespeicher werden 

über das Gesetz für die 

Erhaltung, die Moderni-

sierung und den Ausbau 

der Kraft-Wärme-Kopp-

lung (KWKG) gefördert. 

Der stromgeführte ener-

giewendedienliche Be-

trieb von KWK-Anlagen 

sollte durch das KWK-G 

stärker angereizt werden. 

Zu Stromspeichern siehe 

Antwort auf die vorherge-

hende Frage. 

Ein zentrales Element der För-

derung von Strom- und Wärme-

speichern ist die bevorzugte Be-

handlung der lokalen und regio-

nalen Direktvermarktung von 

Strom aus erneuerbaren Quel-

len. Ein weiteres Element ist, 

dass Preissignale über zeitlich 

veränderliche Stromknappheit -

und Stromüberfluss bei den 

Stromkunden und Marktteilneh-

mern auch entsprechend zeitlich 

variabel ankommen. 

Abschaffung von 

bürokratischen 

Hürden und Weg-

fall von sinnlosen 

Abgaben, wie EEG 

Umlage für Spei-

cher. 

Wir wollen Anpassungen 

an die gesetzlichen Rege-

lungen. 

d) Wollen Sie den weite-

ren Ausbau zusätzlicher 

Fernübertragungsnetze 

beenden? Ja / Nein / mit 

Einschränkungen  

… Nein Nein. Die Neustrukturie-

rung der Energieversor-

gung, wie auch immer sie 

sich in den kommenden 

Jahrzehnten entwickeln 

wird, erfordert die Anpas-

sung des Stromnetzes an 

Flexibilitätsanforderungen 

und die überregionale 

Übertragung großer 

Strommengen. Daher ist 

der Ausbau des Übertra-

gungsnetzes zwingend 

notwendig, allerdings wird 

sich zeigen, in welchem 

Umfang das letztlich ge-

schehen muss. 

Wir lehnen den Bau 

der HGÜ-Leitungen 

ab. Für Drehstrom-

leitungen gilt: So 

viel wie nötig, so 

wenig wie irgendwie 

möglich. 

Nein. Wir GRÜNE setzen uns 

für die vollständige Umstellung 

der Stromversorgung auf er-

neuerbare Energien ein. Um 

dies zu schaffen, muss die ver-

altete Netzinfrastruktur fit ge-

macht werden. Nur so ist ga-

rantiert, dass die teils stark 

schwankenden erneuerbaren 

Stromquellen dezentral ins 

Netz eingespeist werden kön-

nen und dass Windstrom aus 

dem Norden effizient und weit-

räumig in die Verbrauchshoch-

burgen in Süd- und West-

deutschland übertragen wird. 

Dazu braucht es auch neue 

Stromtrassen. 

Der Netzentwicklungs-

plan muss anhand neuer 

Zielkriterien überarbeitet 

und an ambitionierten Kli-

maschutzzielen ausge-

richtet werden. Wenn der 

Kohleausstieg beschleu-

nigt wird und eine dezent-

rale Energieversorgung 

sowie ein Ausbau der 

Speichersysteme voran 

gebracht werden, ist auch 

ein deutlich geringerer 

Netzausbau erforderlich 

als er jetzt – getrieben von 

den Profitinteressen der 

Übertragungsnetz- und 

Kohlekraftwerksbetreiber 

– geplant ist. 

Der weitere Ausbau zusätzlicher 

Fernübertragungsnetze muss 

auf seine Notwendigkeit hin 

überprüft werden. Insbesondere 

ist er im Licht eines zügigen Aus-

stiegs aus der Kohleverstro-

mung neu zu bewerten. 

Ja, wir fordern ei-

nen sofortigen 

Stopp des Baus der 

Stromtrassen und 

eine Offenlegung 

der Daten die bele-

gen warum diese 

Trassen angeblich 

benötigt werden. 

Nach unseren 

Kenntnissen ist 

praktisch keine da-

von für die Energie-

wende notwendig 

und der Bau hat nur 

einen weiteren An-

stieg der Netzent-

gelte zur Folge. 

Nein, die Ausbauplanun-

gen beruhen auf den Be-

darfsermittlungen aus 

dem  Energieleitungsaus-

baugesetz (EnLAG) und 

dem Bundesbedarfsplan-

gesetz (BBPlG). 

  



5) Umsetzungsschritte durch Sektorenkopplung  

Um den Ausstoß der Treibhausgase umfassend zu vermindern, muss der Energieverbrauch in allen Sektoren Strom, Wärme und Mobilität klimaneutral durch Erneuerbare Energien gedeckt werden.   

 AfD CDU-CSU FDP Freie Wähler Grüne Linke ÖDP Piraten SPD 

a) Bis wann streben Sie 

eine Konvergenz der 

Energiemärkte Strom, 

Wärme und Mobilität (bis 

hin zur vollständigen 

Sektorenkopplung) an?  

… Die stärkere Verwendung 

von erneuerbaren Ener-

gien im Wärmemarkt und 

im Verkehr setzt nicht vo-

raus, dass in allen Sekto-

ren identische Marktre-

geln herrschen. Dies ist 

auch kaum vorstellbar, da 

beispielsweise im Strom-

markt gänzlich andere Si-

cherheitsanforderungen 

an die Marktteilnehmer 

gelten (Stichwort: Netz-

stabilität) als im Wärme-

markt. 

Wir Freie Demokraten 

wollen die Potenziale der 

energietechnischen und 

energiewirtschaftlichen 

Verknüpfung von Strom, 

Wärme, Mobilität und 

Rohstoffen sowie deren 

Infrastrukturen („Sektor-

kopplung“) bei der Redu-

zierung von Treibhaus-

gasemissionen marktwirt-

schaftlich nutzen. 

Schnellstmöglich Wichtiger als ein 

Enddatum für 

diese Konver-

genz festzulegen 

ist es, jetzt unver-

züglich mit der 

Sektorenkopp-

lung zu begin-

nen. 

Erst etwa ab 2030 werden relevante Strommen-

gen für die Sektorkopplung benötigt und stehen 

dann auch erst als regenerativer Überschuss-

strom in relevanten Mengen zur Verfügung. Die-

ser Zeitpunkt ergibt sich auch aus entsprechen-

den Studien, etwa des Öko-Instituts. Im Bereich 

Elektromobilität und Wärmepumpen muss die 

Sektorkopplung aber bereits heute beginnen / 

fortgeführt werden. Sinnvoll ist zudem die Nut-

zung der 3-Prozent EE-Strom in anderen Anwen-

dungen, die ansonsten abgeregelt werden müss-

ten. Pilotvorhaben zur Sektorkopplung müssen 

bereits heute starten, gleiches gilt für die For-

schung. Auch sollten vorrausschauend KWK-An-

lagen mit vergrößerten Wärmespeichern und inte-

grierten Heizspiralen ausgestattet werden, damit 

sie bei Bedarf stromgeführt gefahren werden kön-

nen. Eine breite Einführung der Sektorkopplung 

an sich schon heute oder in der nächsten Legisla-

turperiode halten wir jedoch für verfrüht, ja sogar 

schädlich für die Energiewende: Ökostrom ist im-

mer ein knappes, wertvolles Gut. Auch dann, 

wenn Börse oder Netzbetreiber meinen, er sei 

nichts wert, er könne verschenkt oder abgeregelt 

werden. Ihn bereits heute spontan zu verheizen, 

etwa aufgrund niedriger Börsenpreise, schwächt 

und verteuert die Energiewende. Elektrizität aus 

Wind, Sonne und Biomasse wird aufwändig pro-

duziert und vergütet. Sie könnte bis auf weiteres 

im Grundsatz zu jeder Zeit fast vollständig dafür 

genutzt werden, fossile Erzeugung zu verdrängen 

– also unmittelbar und vergleichsweise preiswert 

das Klima zu schützen. Allerdings verstopft seit 

Jahren (Export-)Kohlestrom die Netze, weshalb 

es scheint, es gäbe Überschüsse aus Windkraft 

oder Photovoltaik. Regionale Netzengpässe und 

gebremste Windräder sind aber kein Ausdruck ei-

ner bundesweiten temporären Ökostromflut. Sie 

sind vielmehr Ergebnis des blockierten Kohleaus-

stiegs und bisweilen unzureichenden Netzaus-

baus. Dafür spricht auch die Mathematik: Bislang 

gab es keine Sekunde, in der mehr als 86,3 Pro-

zent Ökostrom im Netz waren. Und das auch nur 

wenige Minuten – im Schnitt wird Deutschland 

heute mengenmäßig immer noch zu zwei Dritteln 

aus fossil-atomaren Kraftwerken versorgt. Es be-

steht im Übrigen deshalb auch die Gefahr, dass 

große Elektrodenkessel in der Realität überwie-

gend mit Graustrom beheizt werden. In diesem 

Kontext würden solche neuen und verfrühten Fle-

xibilitäten - als zusätzliche Stromnachfrager - ten-

denziell immer von jenen Erzeugungsarten be-

dient werden, die im Strommarkt als nächstes 

zum Abruf bereit stehen. Und dies sind in der Re-

gel leider Kohlemeiler. 

Die verschiede-

nen Energie-

märkte müssen 

ab sofort kon-

vergieren. An-

ders als bei der 

Stilllegung von 

Kohlekraftwerke 

oder der Um-

stellung auf Er-

neuerbare 

Energien kann 

hier nicht fest-

gestellt werden, 

wann die Kon-

vergenz "voll-

ständig" ist. In-

sofern ist auch 

ein klares End-

datum nicht 

nennbar. Klare 

Datumsanga-

ben dienen der 

Investitionssi-

cherheit. Diese 

muss bei den 

verschiedenen, 

bei der Konver-

genz der Ener-

giesektoren be-

nötigten Ele-

menten, in an-

derer Weise, 

etwa durch kos-

tengerechte 

Vergütungen, 

hergestellt wer-

den. 

So bald wie möglich. Wir 

möchten hier Stimuli für 

den Markt setzen und die 

Umsetzung primär durch 

die steigende Wirtschaft-

lichkeit vorantreiben las-

sen. 

Ist abhängig von vielen 

Faktoren, u.a. vom Netz-

ausbau. 

b) Mit welchen Maßnah-

men wollen Sie dies er-

reichen?  

… Siehe Antwort zu 5a. Wir Freie Demokraten 

lehnen eine planwirt-

schaftliche Umsetzung 

der Sektorkopplung ab. 

Denn wir sehen in staatli-

cher Investitionslenkung, 

wie beispielsweise der 

zwangsweisen Einfüh-

rung von Elektroautos 

durch ein Verbot von Ver-

brennungsmotoren, keine 

geeignete Klimaschutz-

strategie. 

Förderung von 

power-to-x (Wasser-

stoff oder Methan), 

von power-to-heat, 

Aufbereitung von Bi-

ogas zu Biomethan 

Als zentrale Maßnahmen se-

hen wir eine Speicher-Offen-

sive. Speicher sind die Schnitt-

stelle zwischen dem Strom-, 

Wärme- und Verkehrssektor. 

Sie müssen künftig daher an-

ders behandelt werden als 

Letztverbraucher. Wir wollen 

den Einsatz von Stromspei-

chern durch eine entspre-

chende Entlastung bei Umla-

gen und Netzentgelten wirt-

schaftlich machen. Ebenso 

sind die Rahmenbedingungen 

für die Nutzung zeitweise und 

Aus den eben ge-

nannten Gründen wol-

len wir nur die Rah-

menbedingungen für 

jene Anwendungen 

verbessern, die oben 

genannt wurden (För-

derung Ladesäulen, 

öffentliche E-Mobilität, 

Wärmepumpen etc.). 

Allerdings würde un-

ser Vorschlag, die 

Stromsteuer abzu-

schaffen, und dafür 

CO2-Steuern auf an-

dere Energieträger als 

Als erstes sollten Anlagen, die Wärme 

bereitstellen, aber in irgendeiner Form 

Strom nutzen, in Wärmepumpen zum 

Beispiel, mit hinreichend großen Wär-

mespeichern und entsprechender Re-

gelung ausgestattet werden, damit die 

Wärmespeicher als indirekte Speicher 

für elektrische Energie genutzt werden 

können. So werden der Strom- und 

Wärmesektor integriert. Elektrofahr-

zeugen müssen ab sofort mit Lademe-

chanismen betrieben werden, welche 

erlauben, bevorzugt dann zu laden, 

wenn Strom günstig und in großem 

Umfang aus Erneuerbaren Energien 

bereitsteht. So werden der Strom- und 

Einpreisung der 

Gesamtkosten 

bei fossilen 

Energiequellen 

und Förderung 

von noch in der 

frühen 

Marktphase be-

findlichen Tech-

nologien. 

Der Finanzierungsrah-

men der Energiewende ist 

zu überprüfen, gesetzli-

che Rahmenbedingungen 

sind anzupassen und Mo-

dellprojekte technologie-

offen zu fördern wie z.B. 

die sinteg-Projekte. Es 

muss Raum für regional 

unterschiedliche Formen 

der Sektorenkopplung ge-

ben. 



regional anfallender Strom-

überschüsse in den Bereichen 

Industrie, Wärme oder Verkehr 

zu verbessern. Und nicht zu-

letzt wollen wir ein Förderpro-

gramm zum Bau von 10.000 

Wärmespeichern auflegen. 

Strom zu erheben 

(etwa auf Heizöl und 

Gas) auch die Sektor-

kopplung unterstüt-

zen. 

Mobilitätssektor integriert. Power-to-

Gas muss ab sofort genutzt werden, 

zunächst im Chemie- und Mobilitäts-

sektor, damit die Technologie günstig 

in großem Stil eingesetzt werden kann, 

wenn der Anteil erneuerbaren Stroms 

im Netz die 80%-Marke erreicht. 

c) Welche Bedeutung 

messen Sie den folgen-

den Technologien bei:  
power-to-gas, power-to-li-

quid, power-to-heat?  

… Mit dem Zubau der erneu-

erbaren Energien steigt 

auch der Bedarf an Flexi-

bilitätsoptionen im Strom-

netz. Energiespeicher 

können diesen Flexibili-

tätsbedarf kurzfristig und 

dezentral decken. In 

Kombination mit dem 

Netzausbau, flexiblen 

Kraftwerken, Lastma-

nagement und weiteren 

Technologien können sie 

optimierte Lösungen an-

bieten. In diesem Zusam-

menhang kommen alle 

Formen von Stromspei-

cher, d. h. auch power-to-

gas, power-to-liquid und 

power-to-heat in Betracht. 

Der entsprechende Rah-

men für den Einsatz von 

Energiespeichern ist im 

zukünftigen Marktdesign 

zu entwickeln. Zudem 

könnten auch durch die 

Ausgestaltung des För-

dersystems Anreize für 

den Einsatz von Spei-

chertechnologien gesetzt 

werden, etwa durch eine 

Reduzierung der Ent-

schädigungszahlungen 

im Rahmen des Einspei-

semanagements. 

Power-to-Gas und Power-

to-Heat spielen für die 

Sektorkopplung zur In-

tegration Erneuerbarer 

Energieträger in die Ener-

gieversorgung eine wich-

tige Rolle. Wir Freien De-

mokraten sind davon 

überzeugt, dass diese 

Technologien im Rahmen 

eines sektorübergreifen-

den Emissionshandels an 

Bedeutung gewinnen. 

Aus ansteigenden Prei-

sen für fossile Energieträ-

ger resultiert ein Wettbe-

werbsvorteil solcher 

Technologien im Wärme-

sektor. Eine gesonderte 

Förderung, die über die 

Grundlagenforschung 

und Realisierung von Pi-

lotprojekten hinausgeht, 

lehnen wir jedoch ab. 

Eine sehr große Be-

deutung 

Power-to-Gas (PtG), Power-to-

Liquid (PtL) und Power-to-Heat 

(PtH) sind zentrale Techniken, 

die die Sektorkopplung voran-

bringen. Sie stellen die Schnitt-

stelle zwischen dem (Öko-

)Stromsektor und dem Ver-

kehrs-, Wärme- und Industrie-

sektor dar. Wir wollen den Ein-

satz von PtH, PtL und PtG 

durch eine entsprechende Ent-

lastung bei Umlagen und Netz-

entgelten wirtschaftlich ma-

chen. Der Einsatz insbeson-

dere von flüssigen Treibstoffen 

auf PtL-Basis in Fahrzeugen 

wollen wir auf Flug-, Schiffs- 

und Güterverkehr konzentrie-

ren, in denen es – anders als 

beim PKW-Verkehr - keine an-

dere umweltverträgliche Alter-

native gibt. 

Power-to-gas wird ab 

einem EE-Anteil von 

70 bis 80 Prozent mit 

großer Wahrschein-

lichkeit neben EE-

Verbünden mit alpi-

nen oder skandinavi-

schen Wasserkraft-

speichern eine zent-

rale Rolle als Lang-

zeitspeicher zu Über-

brückung für Dun-

kelflauten und zur De-

ckung des Restwär-

mebedarfs spielen. 

Gemeinsam mit 

power-to-liquid und im 

begrenztem Maße Bi-

ogas könnte dieses 

EE-Gas auch jene 

Mobilitätsbereiche mit 

Kraftstoff versorgen, 

die kaum mit Batterien 

oder Oberleitungen 

angetrieben werden 

können. Das sind (je-

weils reduziert) der 

Flugverkehr sowie der 

Seeverkehr. Zu 

power-to-heat siehe 

vorherige Frage. Für 

alle diese powerto-x-

Anwendungen gilt: 

Sie sind jenseits von 

Pilotprojekten nur 

dann sinnvoll, wenn 

es regelmäßig einen 

relevanten EEÜber-

schuss gibt. 

Power-to-Gas ist die vielversprechendste 

saisonale Speichertechnologie, deren Spei-

cherkapazitäten, das sind die existierenden 

Erdgasspeicher und die Erdgasleitungsinf-

rastruktur, schon weitgehend abgeschrie-

ben sind. Saisonale Speicher werden ab ho-

hen Anteilen fluktuierender Stromerzeugung 

für eine CO2-arme Stromversorgung zur 

Versorgungssicherheit gebraucht. Power-to-

Gas bedeutet, Gaskraftwerkskapazitäten zu 

erhalten und ggf. auszubauen. Das einzige 

Element der Power-to-GasTechnologie, 

welches noch weiter entwickelt werden 

muss, sind Anlagen zur Wasserstoff-Elektro-

lyse und anschließenden Methanisierung. 

Um Skaleneffekte und Kostensenkungspo-

tenziale frühzeitig auszuschöpfen und 

Power-to-Gas als umfassend genutzte Spei-

chertechnologie rechtzeitig zur Verfügung 

zu haben, sollte die Entwicklung und der 

Einsatz von Elektrolyseuren und Methanisie-

rungsanlagen entschieden gefördert wer-

den. Als Einsatzfeld kommt zunächst der 

Mobilitätssektor in Frage, wo Wasserstoff in 

Brennstoffzellen-Antrieben und syntheti-

sches Methan in Erdgasfahrzeugen einge-

setzt werden kann. Power-to-liquid kann er-

neuerbare Grundstoffe für die chemische In-

dustrie oder Kraftstoffe bereitstellen, wo an-

dere Antriebe schwierig einzusetzen sind, 

vor allem in der Luftfahrt. Es hat aber bei 

weitem nicht den gleichen Stellenwert wie 

Power-to-Gas. Power-to-Heat setzt wert-

volle Energie, Elektrizität, dort ein, wo Ener-

gie mit der geringsten Wertigkeit, Nieder-

termperaturwärme, benötigt wird. Es sollte 

nur eingesetzt werden, wenn die einzige 

sonstige Alternative die Abregelung von PV 

und Windkraftanlagen ist. 

Eine wich-

tige Rolle. 

Die Aus-

wahl der je-

weils richti-

gen Tech-

nologie soll 

aber nicht 

die Politik 

vorneh-

men, son-

dern der 

Markt, 

bzw. die 

Anwen-

dungsan-

forderun-

gen. 

Allen drei Technologien 

kann eine hohe Bedeu-

tung zukommen, wenn 

der Strom in EEAnlagen 

produziert wird und die 

Umwandlungsverluste 

weiter reduziert werden. 

 

  



6) Umsetzungsschritte zur Kosten-Klarheit und Kosten-Wahrheit   

Die Kosten fossiler Strom- und Wärmeerzeugung sind niedriger als die aus Erneuerbaren Quellen, weil die Folgekosten für Klima-, Umwelt- und Gesundheitsschädigungen und Entsorgungskosten nicht in den Preis mit einfließen. Zusätzlich genießen die konventionellen Energien zahlreiche weitere 

Vergünstigungen, z. B. keine EEG-Umlage für energieintensive Unternehmen, Subventionen und/oder staatliche Übernahme von Rückbaukosten.  

 AfD CDU-CSU FDP Freie Wähler Grüne Linke ÖDP Piraten SPD 

a) Werden Sie sich für 

eine nationale CO2-

Steuer bzw. -Abgabe ein-

setzen? Wenn ja, in wel-

cher Höhe und wer soll 

diese Steuer zahlen?  

… Nein Nein. Wir Freie Demokraten wol-

len mit dem Emissionshandel als 

zentralem Steuerungsinstrument 

im Klimaschutz die Innovations-

kraft der Märkte nutzen, zunächst 

in der EU, so schnell wie möglich 

weltweit. Deshalb wollen wir als 

ersten Schritt den EU-Emissions-

handel durch eine Ausweitung 

auf weitere Sektoren stärken und 

damit fit für zukünftige Kooperati-

onen mit anderen internationalen 

Emissionshandelssystemen ma-

chen. Eine zusätzliche Abgabe 

auf Kohlendioxid nur in Deutsch-

land lehnen wir ebenso ab, wie 

nationale Mindestpreise 

Ja Ja. Wir führen ei-

nen nationalen 

Mindestpreis für 

Klimaverschmut-

zung ein. Dar-

über hinaus wol-

len wir die Strom-

steuer abschaf-

fen und im Ge-

genzug eine auf-

kommensneut-

rale CO2-Beprei-

sung einführen. 

Ja, mit Einschränkungen: Unser Instru-

ment zum Kohleausstieg ist ein Kohl-

ausstiegsgesetz mit Abschaltplänen, 

nicht die CO2Steuer oder CO2-Min-

destpreise im Emissionshandel, gleich-

wohl wir beide unter bestimmten Be-

dingungen unterstützen. Wir wollen je-

doch die Stromsteuer abschaffen und 

dafür CO2-Steuern auf andere Ener-

gieträger als Strom erheben (etwa auf 

Heizöl und Gas). Diese Steuern sollten 

die Rohstoffhändler abführen. Beides 

sollte so ausgestaltet werden, dass es 

für Privathaushalte mit üblichen Ver-

bräuchen annähernd aufkommens-

neutral ist. Über die Höhe haben wir 

uns noch nicht verständigt. 

Ja,  in den Bereichen 

Wärme und Mobilität, 

allerdings ergänzt 

durch weitere Maß-

nahmen, u.a. auch 

zur Entlastung von 

Personen mit niedri-

gem Einkommen. Im 

Stromsektor ist der 

Emissionshandel zu 

reformieren und die 

Erzeugung aus Er-

neuerbaren Energien 

in der oben beschrie-

benen Weise zu för-

dern. 

Ja, die konkrete Höhe ist 

an den Marktgegebenhei-

ten auszurichten um den 

Anreiz zu schaffen auch 

nachhaltige Lösungen zu 

wechseln. 

Eine CO2-Steuer wäre al-

lenfalls auf EU-Ebene ein-

führbar und sinnvoll, da-

her wollen wir sie nicht auf 

nationaler Ebene einfüh-

ren. Entscheidend ist für 

uns, die CO2-Abbauziele 

zu erfüllen und den Aus-

stieg aus den fossilen 

Brennstoffen durch die 

Energiewende zu schaf-

fen. Es ist sehr fraglich, 

ob eine CO2-Steuer ein 

taugliches Instrument ist. 

b) Werden Sie sich für 

eine Brennelemente-

Steuer einsetzen? Ja / 

Nein / mit Einschränkun-

gen  

… Nein Nein Das Bundesverfas-

sungsgericht hat die 

Brennelementesteuer 

in ihrer bisherigen 

Form für verfassungs-

widrig erklärt. Wir for-

dern eine schnelle, in-

tensive Prüfung, inwie-

weit eine angepasste, 

rechtlich zulässige 

Brennelementebe-

steuerung möglich ist. 

ja Ja, mit der Einschränkung, dass wir leider zur 

Kenntnis nehmen mussten, dass die Kern-

brennstoffsteuer vom Bundesverfassungsgericht 

für nicht verfassungskonform erklärt wurde. DIE 

LINKE war und bleibt aber bei der Position, dass 

die Atomwirtschaft, die Jahrzehnte von dieser 

Hochrisikotechnologie profitiert hat, die Nachsor-

gekosten und soweit wie möglich auch die Ewig-

keitskosten übernehmen muss. Vor diesem Hin-

tergrund ist nicht nur die Entscheidung des 

BVerfG eine herbe Enttäuschung. Auch der ge-

meinsame Deal von Union/SPD und Bünd-

nis90/Die Grünen mit der Atomindustrie entlastet 

RWE, Eon & Co in großem Ausmaß von ihren 

Verpflichtungen. DIE LINKE wird sich weiter dafür 

einsetzen, dass die Konzerne angemessen zur 

Kasse gebeten werden, über Wege dazu müssen 

wir uns nach dem o.g. „frischen“ Urteil noch ver-

ständigen. 

Ja.  Nach dem kürzli-

chen Urteil des Bun-

desverfassungsge-

richts muss aber ein 

verfassungskonfor-

mes Gesetz hierzu 

auf den Weg ge-

bracht werden. Die 

Rückzahlungen an 

die EVUs, die nun er-

folgen müssen, soll-

ten wieder dem 

Stromkunden zugute-

kommen. 

Nein, wir sehen die Kern-

kraft als bereits tot an und 

wollen keine weiteren 

Komplikationen indem 

den Stromkonzernen ein 

Ansatzpunkt für Klagen 

gegeben wird. 

Ja. Das Urteil des Bun-

desverfassungsgerichts 

zur Nichtigkeit der Brenn-

elemente-Steuer stellt 

Bundeskanzlerin Merkel 

und Bundesfinanzminis-

ter Schäuble handwerk-

lich ein vernichtendes 

Zeugnis aus. Der Finanz-

minister muss jetzt umge-

hend ein neues Gesetz 

zur Besteuerung der 

Atomkonzerne bis zum 

Jahr 2022 vorlegen, wel-

ches die vom Bundesver-

fassungsgericht darge-

legten Maßstäbe berück-

sichtigt. 

 

  



7) Umsetzungsschritte zum Ausstieg aus Atom und Kohle  

Den Ausstieg aus der Atomenergie beschloss die Bundesregierung nach der Reaktorkatastrophe von Fukushima im Jahr 2011. Bis 2022 sollen alle deutschen Atomkraftwerke vom Netz sein.  

 AfD CDU-CSU FDP Freie Wähler Grüne Linke ÖDP Piraten SPD 

a) Halten Sie am Atom-

ausstieg fest? Ja / Nein   
… Ja Ja. Wir Freien Demokra-

ten stehen zum von der 

Mehrheit der Bürgerinnen 

und Bürger gewollten 

Ausstieg aus der Kern-

kraftnutzung. 

Ja Ja Ja, wobei wir ihn be-

schleunigen wollen. 

Ja, definitiv !! Ja, ab-

solut! 

Ja. Der Atomausstieg im Juni 2000 war ein 

rot-grünes Projekt. Wir sind sehr zufrieden, 

dass damit eine langjährige SPD-Forderung 

umgesetzt wurde - auch wenn zwischenzeit-

lich die Union zusammen mit der FDP vom 

Ausstieg wieder abrückte. Nach Fukushima 

haben wir dem erneuten Ausstieg im Bun-

destag zugestimmt und sind sehr froh, dass 

das letzte AKW in Deutschland spätestens 

Ende 2022 vom Netz gehen wird. 

b) Soll die Urananreiche-

rungsanlage in Gronau 

weiter betrieben wer-

den? Ja / Nein   

… Ja Die Fragen b) und c) wer-

den im Zusammenhang 

beantwortet: Sofern das 

im Rahmen der bestehen-

den Genehmigungen und 

Gesetze geschieht, ja. 

Für uns Freie Demokra-

ten ist der mehrheitliche 

Wille der deutschen Be-

völkerung, aus der Kern-

energie auszusteigen, die 

Geschäftsgrundlage. 

Nein Nein Nein Nein Nein Ja. Die Urananreicherungsanlage in Gronau 

hat eine unbefristete Betriebsgenehmigung. 

Solange alle Auflagen und Genehmigungs-

tatbestände erfüllt werden, besteht kein 

Grund, eine Anlage zu schließen. Die An-

lage produziert auf einem hohen Sicher-

heitsniveau und schafft ca. 300, zumeist 

hochqualifizierte Arbeitsplätze. Eine Schlie-

ßung der Anlage hätte keine Auswirkungen 

auf den Weiterbtrieb von Atomkraftwerken in 

Deutschland und Europa, sondern würde 

nur dazu führen, dass Uranhexafluorid aus 

anderen Staaten geliefert werden würde. 

c) Soll die Brennelemen-

tefabrik in Lingen weiter 

betrieben werden? Ja / 

Nein   

… Ja Die Fragen b) und c) werden im Zusammen-

hang beantwortet: Sofern das im Rahmen der 

bestehenden Genehmigungen und Gesetze 

geschieht, ja. Für uns Freie Demokraten ist der 

mehrheitliche Wille der deutschen Bevölke-

rung, aus der Kernenergie auszusteigen, die 

Geschäftsgrundlage 

Nein Nein Nein Nein Nein Ja. Auch die Brennelementefabrik in Lingen 

hat eine unbefristete Betriebserlaubnis. 

Fachlich und rechtlich besteht ebenfalls kein 

Grund, sie zu schließen. Auch die Schlie-

ßung der Brennelementefabrik Lingen 

würde nicht dazu führen, dass die AKW in 

Europa stillgelegt werden würden. 

d) Sind Sie dafür, aus 

dem EURATOM-Vertrag 

auszuscheiden? Ja / 

Nein   

… Nein Nein. Ein einseitiger Ausstieg aus dem EU-

RATOM-Vertrag ist weder juristisch noch poli-

tisch sinnvoll. Juristisch ist das zuständige Au-

ßenministerium der Rechtauffassung, dass 

eine einseitige Kündigung nicht möglich ist. Po-

litisch würde Deutschland zum einen an inter-

nationalen Einfluss in Fragen der Atompolitik 

verlieren und zum anderen beinhaltet der EU-

RATOM-Vertrag neben den bald abgeschalte-

ten Kernkraftwerken noch andere Bereiche wie 

Sicherheit, Nuklearmedizin, Forschung, Wis-

senschaft, die Nichtverbreitung von nuklearem 

Material und die Entwicklung und Einhaltung 

von einheitlichen Sicherheitsnormen 

Ja Ja , sofern es nicht ge-

lingt ihn zu einem Atom-

ausstiegsvertrag zu ma-

chen, der eine Europäi-

sche Gemeinschaft für 

Erneuerbare Energien 

vorbereitet. 

Ja Ja Ja, spätestens 

nach Abwick-

lung der beste-

henden Anla-

gen 

Nein. Ein Ausstieg aus dem EU-

RATOM-Vertrag ist rechtlich schwie-

rig. Abgesehen davon halten wir 

eine Mitgliedschaft für geboten, weil 

Deutschland ansonsten keine Kon-

trolle und Mitsprache bei der euro-

päischen Atompolitik und -forschung 

(Reaktorsicherheit und medizini-

sche Forschung) hätte. Als Mitglied 

kann Deutschland seine Erfahrun-

gen bei der Endlagersuche und – 

später – dem Endlagerbau einbrin-

gen sowie die Sicherheitsanforde-

rungen mit definieren. 

Der Ausstieg aus der Atomenergie darf kein Umstieg auf längeres Festhalten an Fossilenergie werden. Erneuerbare Energien bieten Chancen auf neue Arbeitsplätze und Wertschöpfung in der Region, wo die Energie erzeugt und gebraucht wird.   

e) Halten Sie es für sinn-

voll – ähnlich wie beim 

Atomausstieg – auch für 

jedes Kohlekraftwerk die 

endgültige Stilllegung 

gesetzlich festzuschrei-

ben?  

… Mit Einschränkungen. CDU und CSU sind überzeugt davon, 

dass Nachhaltigkeit zum entscheidenden Wettbewerbsvor-

teil werden kann, wenn Deutschland eine Führungsrolle in 

der kohlenstoffarmen und ressourceneffizienten Entwicklung 

übernimmt. Allerdings hat die Kohleverstromung mit einem 

Anteil von derzeit rund 40 Prozent an der Stromerzeugung 

noch eine hohe Bedeutung für die Versorgungssicherheit in 

Deutschland. So lange wettbewerbsfähige Energiespeicher-

systeme in Kombination mit erneuerbaren Energien noch 

nicht überall und in ausreichendem Maße zur Verfügung ste-

hen, um eine sichere Stromversorgung für unser Land zu ge-

währleisten, werden wir noch längere Zeit auf grundlastfä-

hige konventionelle Kraftwerke (auch hocheffiziente Gas-

kraftwerke) angewiesen sein. Für den Klimaschutz ist es 

aber wichtig, dass die Kohleverstromung weltweit deutlich 

zurückgefahren wird. Dies schließt letztlich auch Deutsch-

land ein, wo der entsprechende Strukturwandel begleitet 

werden müsste. 

Nein Hätten wir einen funktio-
nierenden europäischen 
Emissionshandel, wären 
die meisten Kohlekraft-
werke jetzt schon vom 
Netz. Eine entsprechende 
CO2-Bepreisung auf nati-
onaler Ebene ist aus un-
serer Sicht dringend erfor-
derlich. 

Ja. Wir wollen 

dieses Ziel in 

Deutschland 

im Einklang 

mit der voll-

ständigen Um-

stellung auf 

100 Prozent 

Strom aus er-

neuerbaren 

Energien bis 

2030 errei-

chen. 

Ja. DIE LINKE fordert ein Kohleausstiegs-

gesetz. Die Eckdaten: Der Kohleausstieg 

beginnt 2018 und endet spätestens 2035. 

Die ältesten und dreckigsten Meiler müs-

sen noch vor 2020 vom Netz, ansonsten 

können wir die Klimaziele, die nur halb-

wegs kompatibel mit dem 2-Grad-Ziel 

sind, vergessen. Wir LINKE setzen auf 

eine soziale Begleitung des Ausstiegs. 

Wir schlagen darum einen Strukturwan-

delfonds für die Braunkohleregionen in 

Höhe von 250 Mio. Euro im Jahr vor. Über 

die Verwendung müsste in den Regionen 

selber entschieden werden, sowas geht 

schlecht vom Grünen Tisch. Und zwar mit 

Gewerkschaften, Kommunen, Umwelt-

verbänden etc., und natürlich mit der ört-

lichen Wirtschaft. 

Ja,  denn nur so werden 

weitere Fehlinvestitionen 

in fossile Technologien 

und Netze, die Strom vor 

allem aus Kohlekraftwer-

ken abführen, vermieden. 

Klare Stilllegungspläne 

schaffen Planungssicher-

heit, sowohl für die Unter-

nehmen, die Anlagen 

stilllegen müssen, als 

auch für die, die neue er-

richten wollen, welche Er-

neuerbare Energien nut-

zen. 

Auch hier ist wieder 

der Punkt, dass dies 

den Konzernen einen 

Ansatz zu Klagen lie-

fern könnte. Eine sol-

che Regelung hat we-

nig Mehrwert, da die 

vom Netz gehenden 

Kohlekraftwerke ohne-

hin nicht mehr wirt-

schaftlich arbeiten 

können. 

Nein, aber das Zurück-

fahren der Kohleverstro-

mung ist im Strommarkt-

gesetz und in den ent-

sprechenden Verordnun-

gen festgelegt. 

f) Bis wann soll das 

letzte Kohlekraftwerk 

vom Netz gehen?  

… Siehe Erläuterung der 

Antwort zu 7e. 

Solange volatile Energien aktuell 

und auch in absehbarer Zeit weder 

transportiert noch ausreichend ge-

speichert werden können, ist ein 

vollständiger Ausstieg aus der 

Kohleverstromung weder möglich 

noch sinnvoll. 

2030 2030 2035 bis 2030!! So schnell wie möglich. Es soll 

durch einen sehr schnellen Zu-

bau von Erneuerbaren so viel 

Druck im Markt geschaffen wer-

den, dass die Kohlekraftwerke 

schnellstmöglich aus dem Netz 

gedrängt werden. 

Wenn wir über die Gas-

kraftwerke und/oder 

Speicher die volatile 

Stromversorgung mit EE-

Anlagen versorgungssi-

cher ausgleichen kön-

nen. 
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